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G e s e t z
zur Modernisierung der Verwaltung in Niedersachsen

Vom 5. November 2004

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

I n h a l t s ü b e r s i c h t

Artikel 1 Gesetz zur Auflösung der Bezirksregierungen
Artikel 2 Änderung des Niedersächsischen Ausführungsgesetzes

zur Verwaltungsgerichtsordnung
Artikel 3 Änderung des Niedersächsischen Ausführungsgesetzes

zum Sozialgerichtsgesetz
Artikel 4 Änderung des Niedersächsischen Beamtengesetzes
Artikel 5 Änderung der Niedersächsischen Disziplinarordnung
Artikel 6 Änderung der Niedersächsischen Gemeindeordnung
Artikel 7 Änderung der Niedersächsischen Landkreisordnung
Artikel 8 Änderung des Gesetzes über die Region Hannover
Artikel 9 Änderung des Niedersächsischen Gesetzes über die

kommunale Zusammenarbeit
Artikel 10 Änderung des Niedersächsischen Landeswahlgesetzes 
Artikel 11 Änderung des Niedersächsischen Kommunalwahlgesetzes
Artikel 12 Änderung des Niedersächsischen Sammlungsgesetzes
Artikel 13 Änderung des Niedersächsischen Gesetzes über das

Lotterie- und Wettwesen
Artikel 14 Änderung des Niedersächsischen Gesetzes über den

Finanzausgleich
Artikel 15 Änderung des Niedersächsischen Verwaltungsvollstre-

ckungsgesetzes
Artikel 16 Änderung des Niedersächsischen Verwaltungskosten-

gesetzes
Artikel 17 Änderung des Niedersächsischen Stiftungsgesetzes
Artikel 18 Änderung des Niedersächsischen Ausführungsgesetzes

zum Bürgerlichen Gesetzbuch
Artikel 19 Änderung des Niedersächsischen Enteignungsgesetzes
Artikel 20 Änderung des Gesetzes zu dem Staatsvertrag zwischen

den Ländern Mecklenburg-Vorpommern und Nieder-
sachsen über die Umgliederung der Gemeinden im ehe-
maligen Amt Neuhaus und anderer Gebiete nach
Niedersachsen 

Artikel 21 Änderung des Gesetzes zum Zweiten Staatsvertrag zwi-
schen den Ländern Niedersachsen und Nordrhein-West-
falen über die Änderung der gemeinsamen Landesgrenze

Artikel 22 Änderung des Achten Gesetzes zur Verwaltungs- und
Gebietsreform

Artikel 23 In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-Treten von Vorschriften

Artikel 1

Gesetz
zur Auflösung der Bezirksregierungen

§ 1

(1) Die Bezirksregierungen Braunschweig, Hannover, Lüne-
burg und Weser-Ems werden aufgelöst. 

(2) Die Regierungsbezirke werden aufgehoben.

(3) Die von den Bezirksregierungen erlassenen Verordnun-
gen gelten in ihrem jeweiligen Geltungsbereich fort, soweit ge-
setzlich nichts anderes bestimmt wird.

§ 2

Die Ministerien und die Staatskanzlei sind in ihrem jeweili-
gen Geschäftsbereich für die Aufgaben der Landesverwaltung
zuständig, die nicht einer anderen Behörde oder Stelle über-
tragen sind. 

Artikel 2

Änderung des Niedersächsischen Ausführungsgesetzes 
zur Verwaltungsgerichtsordnung

Das Niedersächsische Ausführungsgesetz zur Verwaltungs-
gerichtsordnung — VwGO — (Nds. Verwaltungsgerichtsgesetz)

in der Fassung vom 1. Juli 1993 (Nds. GVBl. S. 175), zuletzt
geändert durch § 80 Abs. 9 des Gesetzes vom 5. Juni 2001
(Nds. GVBl. S. 348), wird wie folgt geändert:

1. Die Überschrift des Gesetzes erhält folgende Fassung:

„Niedersächsisches Ausführungsgesetz 
zur Verwaltungsgerichtsordnung 

(Nds. AG VwGO)“.

2. § 2 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a) Nummer 3 erhält folgende Fassung: 

„3. die Gebiete der Landkreise Diepholz, Hameln-Pyr-
mont, Hildesheim, Holzminden, Nienburg (Weser)
und Schaumburg sowie der Region Hannover für
das Verwaltungsgericht Hannover,“.

b) Nummer 5 erhält folgende Fassung:

„5. die Gebiete der Landkreise Ammerland, Aurich,
Cloppenburg, Friesland, Leer, Oldenburg, Vechta,
Wesermarsch und Wittmund sowie der kreisfreien
Städte Delmenhorst, Emden, Oldenburg (Olden-
burg) und Wilhelmshaven sowie das gemeinde-
und kreisfreie Gebiet der Küstengewässer ein-
schließlich des Dollarts, des Jadebusens und der
Bundeswasserstraßen Ems und Weser sowie der
davon eingeschlossenen oder daran angrenzenden
gemeinde- und kreisfreien Gebiete, im Osten und
Nordosten begrenzt durch die Landesgrenze mit
der Freien Hansestadt Bremen — Stadt Bremerha-
ven —, der seewärtigen Grenze des Landkreises
Cuxhaven und der westlichen Landesgrenze mit
der Freien und Hansestadt Hamburg — Exklave
Neuwerk/Scharhörn —, für das Verwaltungsgericht
Oldenburg,“.

c) Nummer 7 erhält folgende Fassung:

„7. die Gebiete der Landkreise Cuxhaven, Osterholz,
Rotenburg (Wümme), Stade und Verden sowie das
gemeinde- und kreisfreie Gebiet der Küstengewäs-
ser einschließlich der Bundeswasserstraße Elbe
und der davon eingeschlossenen oder daran an-
grenzenden gemeinde- und kreisfreien Gebiete, im
Westen begrenzt durch die östliche Landesgrenze
mit der Freien und Hansestadt Hamburg — Exklave
Neuwerk/Scharhörn —, für das Verwaltungsge-
richt Stade.“

3. Nach § 4 wird der folgende § 4 a eingefügt:

„§ 4 a

(1) Das Ministerium für Inneres und Sport bestimmt den
Verwaltungsbeamten, der nach § 26 Abs. 2 Satz 1 der Ver-
waltungsgerichtsordnung beim Verwaltungsgericht dem
Ausschuss zur Wahl der ehrenamtlichen Richter angehört.

(2) Das Justizministerium bestimmt den Verwaltungsbe-
amten, der nach § 26 Abs. 2 Satz 1 in Verbindung mit § 34
der Verwaltungsgerichtsordnung beim Oberverwaltungs-
gericht dem Ausschuss zur Wahl der ehrenamtlichen
Richter angehört.“

4. Nach § 8 werden die folgenden §§ 8 a und 8 b eingefügt:

„§ 8 a

(1) Vor Erhebung der Anfechtungsklage bedarf es abwei-
chend von § 68 Abs. 1 Satz 1 der Verwaltungsgerichtsord-
nung keiner Nachprüfung in einem Vorverfahren, wenn
der Verwaltungsakt während des Zeitraums vom 1. Januar
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2005 bis zum 31. Dezember 2009 bekannt gegeben wor-
den ist.

(2) Für die Verpflichtungsklage gilt Absatz 1 entspre-
chend, wenn die Ablehnung des Verwaltungsakts während
des Zeitraums vom 1. Januar 2005 bis zum 31. Dezember
2009 bekannt gegeben worden ist.

(3) 1Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für Verwaltungsakte,

1. denen eine Bewertung einer Leistung im Rahmen einer
berufsbezogenen Prüfung zugrunde liegt, 

2. die von Schulen erlassen werden,

3. die nach den Vorschriften 

a) des Baugesetzbuchs und der Niedersächsischen
Bauordnung, 

b) des Bundes-Immissionsschutzgesetzes,

c) des Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes, der
Rechtsvorschriften der Europäischen Gemeinschaft
zum Abfallrecht, des Abfallverbringungsgesetzes
und des Niedersächsischen Abfallgesetzes,

d) des Bundes-Bodenschutzgesetzes und des Nieder-
sächsischen Bodenschutzgesetzes, 

e) der den Naturschutz und die Landschaftspflege be-
treffenden Rechtsvorschriften der Europäischen
Gemeinschaft und des Bundes sowie des Landes
Niedersachsen, 

f) des Wasserhaushaltsgesetzes und des Niedersäch-
sischen Wassergesetzes,

g) des Chemikaliengesetzes und des Sprengstoffgeset-
zes,

h) des Geräte- und Produktsicherheitsgesetzes, 

i) des Unterhaltsvorschussgesetzes und

j) der Strahlenschutzverordnung und der Röntgenver-
ordnung sowie 

der auf diesen Rechtsvorschriften beruhenden Verord-
nungen und Satzungen erlassen werden.

2In den Fällen des Satzes 1 Nr. 1 bedarf es der Nachprü-
fung in einem Vorverfahren auch dann, wenn eine oberste
Landesbehörde den Verwaltungsakt erlassen oder den An-
trag auf Vornahme des Verwaltungsakts abgelehnt hat.
3Satz 1 gilt auch für Nebenbestimmungen sowie Vollstre-
ckungs- und Kostenentscheidungen zu den genannten
Verwaltungsakten.

(4) 1Absatz 3 gilt nicht in Abgabenangelegenheiten.
2Absatz 3 Satz 3 bleibt unberührt.

§ 8 b
1Wird eine Behörde aufgelöst, die einen Verwaltungsakt

erlassen oder einen beantragten Verwaltungsakt unterlas-
sen hat, so finden ab dem Zeitpunkt der Auflösung die
Vorschriften dieses Gesetzes und des 8. Abschnitts der
Verwaltungsgerichtsordnung mit der Maßgabe Anwen-
dung, dass an die Stelle der aufgelösten Behörde die Be-
hörde tritt, auf die die Zuständigkeit zum Erlass des
Verwaltungsakts übergegangen ist (Nachfolgebehörde). 2Ist
Nachfolgebehörde eine oberste Landesbehörde, so bedarf
es der Nachprüfung in einem Vorverfahren.“

Artikel 3

Änderung des Niedersächsischen Ausführungsgesetzes 
zum Sozialgerichtsgesetz

Nach § 4 des Niedersächsischen Ausführungsgesetzes zum
Sozialgerichtsgesetz vom 18. November 1984 (Nds. GVBl.
S. 267), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom
14. Februar 2002 (Nds. GVBl. S. 68), werden die folgenden
§§ 4 a und 4 b eingefügt:

„§ 4 a

(1) Vor Erhebung der Anfechtungsklage bedarf es abwei-
chend von § 78 Abs. 1 Satz 1 des Sozialgerichtsgesetzes keines
Vorverfahrens, wenn der Verwaltungsakt nach den §§ 1 bis 12
des Bundeserziehungsgeldgesetzes erlassen und während des
Zeitraums vom 1. Januar 2005 bis zum 31. Dezember 2009 be-
kannt gegeben worden ist.

(2) Für die Verpflichtungsklage gilt Absatz 1 entsprechend,
wenn die Ablehnung des Verwaltungsakts nach den §§ 1 bis
12 des Bundeserziehungsgeldgesetzes während des Zeitraums
vom 1. Januar 2005 bis zum 31. Dezember 2009 bekannt gege-
ben worden ist.

§ 4 b

1Wird eine Landesbehörde aufgelöst, die einen Verwal-
tungsakt erlassen oder einen beantragten Verwaltungsakt un-
terlassen hat, so finden ab dem Zeitpunkt der Auflösung die
Vorschriften des Sozialgerichtsgesetzes mit der Maßgabe
Anwendung, dass an die Stelle der aufgelösten Landesbehör-
de die Behörde tritt, auf die die Zuständigkeit zum Erlass des
Verwaltungsakts übergegangen ist (Nachfolgebehörde). 2Ist
Nachfolgebehörde eine oberste Landesbehörde, so bedarf es
eines Vorverfahrens.“

Artikel 4

Änderung des Niedersächsischen Beamtengesetzes

Das Niedersächsische Beamtengesetz in der Fassung vom
19. Februar 2001 (Nds. GVBl. S. 33), zuletzt geändert durch
Artikel 2 des Gesetzes vom 16. September 2004 (Nds. GVBl.
S. 362), wird wie folgt geändert:

1. In § 30 Satz 4 werden nach dem Wort „Landes“ ein Semi-
kolon und die Worte „die Laufbahnvorschriften können
Abweichendes bestimmen“ eingefügt.

2. § 39 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a) Nummer 2 wird gestrichen.

b) Die bisherigen Nummern 3 bis 6 werden Nummern 2
bis 5.

3. § 47 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a) Nummer 2 wird gestrichen.

b) Die bisherigen Nummern 3 bis 6 werden Nummern 2
bis 5.

4. In § 109 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 Satz 3 werden jeweils
die Worte „von sechs Monaten“ durch die Worte „eines
Jahres“ ersetzt.

5. § 110 a wird gestrichen.

6. § 192 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) In der Nummer 1 werden die Worte „der Verwal-
tungsakt“ durch das Wort „die Maßnahme“ und
das Wort „erlassen“ durch das Wort „getroffen“ er-
setzt.

bb) In der Nummer 2 werden die Worte „den Verwal-
tungsakt“ durch die Worte „die Maßnahme“ und
das Wort „erlassen“ durch das Wort „getroffen“ er-
setzt.

b) Es werden die folgenden neuen Absätze 4 und 5 einge-
fügt:

„(4) 1Abweichend von Absatz 3 bedarf es keines Vor-
verfahrens, wenn eine Maßnahme während des Zeit-
raums vom 1. Januar 2005 bis zum 31. Dezember 2009
getroffen worden ist. 2Satz 1 gilt nicht für Maßnahmen,
denen die Bewertung einer Leistung im Rahmen einer
berufsbezogenen Prüfung zugrunde liegt, für dienstli-
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che Beurteilungen und für Maßnahmen in besoldungs-,
versorgungs-, beihilfe-, heilfürsorge-, reisekosten-, tren-
nungsgeld- und umzugskostenrechtlichen Angelegen-
heiten.

(5) 1Bei Auflösung einer Landesbehörde gilt § 8 b des
Niedersächsischen Ausführungsgesetzes zur Verwal-
tungsgerichtsordnung mit der Maßgabe, dass im Fall
eines Wechsels des Dienstherrn die bisherige oberste
Dienstbehörde Nachfolgebehörde ist, soweit Gegen-
stand des Verfahrens Rechte oder Pflichten aus dem
bisherigen Beamtenverhältnis sind. 2Satz 1 gilt entspre-
chend für die vor Erhebung einer Leistungs- oder Fest-
stellungsklage durchzuführenden Vorverfahren.“

c) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 6.

7. In § 261 Abs. 1 Nr. 3 werden die Worte „sowie über die
Schiedsstelle (§ 110 a)“ gestrichen.

Artikel 5

Änderung der Niedersächsischen Disziplinarordnung

Die Niedersächsische Disziplinarordnung in der Fassung
vom 7. September 1982 (Nds. GVBl. S. 357), zuletzt geändert
durch Artikel 5 des Gesetzes vom 16. September 2004 (Nds.
GVBl. S. 362), wird wie folgt geändert:

1. In § 127 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 werden die Worte „die Bezirks-
regierung“ durch die Worte „das für Inneres zuständige
Ministerium“ ersetzt.

2. § 128 Abs. 6 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Satz 1 wird einziger Satz und wie folgt
geändert:

Die Worte „die Bezirksregierung“ werden durch die
Worte „und der obersten Dienstbehörde das für Inneres
zuständige Ministerium“ ersetzt.

b) Satz 2 wird gestrichen.

Artikel 6

Änderung der Niedersächsischen Gemeindeordnung

Die Niedersächsische Gemeindeordnung in der Fassung
vom 22. August 1996 (Nds. GVBl. S. 382), zuletzt geändert
durch § 22 des Gesetzes vom 19. Februar 2004 (Nds. GVBl.
S. 63), wird wie folgt geändert:

1. § 19 Abs. 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Der Gebietsänderungsvertrag mit der Genehmigung
und die Bestimmungen der Kommunalaufsichtsbehörde
sind ortsüblich bekannt zu machen; setzt der Gebietsände-
rungsvertrag zugleich Ortsrecht, so gelten insoweit die für
die Bekanntmachung dieses Rechts geltenden Vorschrif-
ten.“

2. In § 22 f Abs. 3 Satz 1 werden die Worte „der Bezirksregie-
rung“ durch die Worte „einer Landesbehörde“ ersetzt.

3. § 128 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) 1Die Kommunalaufsicht über die kreisfreien
Städte und die großen selbständigen Städte führt das
für Inneres zuständige Ministerium als Kommunalauf-
sichtsbehörde. 2Die Kommunalaufsicht über die kreis-
angehörigen Gemeinden mit Ausnahme der großen
selbständigen Städte führen der Landkreis als Kommu-
nalaufsichtsbehörde und das für Inneres zuständige
Ministerium als oberste Kommunalaufsichtsbehörde.“

b) In Absatz 2 wird das Wort „obere“ durch das Wort
„oberste“ ersetzt.

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) Die Sätze 1 und 2 erhalten folgende Fassung:

„1Soweit durch Gesetz oder aufgrund eines Geset-
zes nichts anderes bestimmt ist, werden die Aufga-
ben der Fachaufsicht

1. gegenüber den großen selbständigen und kreis-
freien Städten von der jeweils fachlich zustän-
digen obersten Landesbehörde sowie

2. gegenüber den übrigen kreisangehörigen Ge-
meinden von den Landkreisen und der jeweils
fachlich zuständigen obersten Landesbehörde
als oberster Fachaufsichtsbehörde

wahrgenommen. 2Soweit die Landkreise die Auf-
gaben der Fachaufsicht gegenüber den selbständi-
gen Gemeinden wahrnehmen, erstreckt sich diese
auch auf die Erfüllung der nach § 12 Abs. 1 Satz 3
übertragenen Aufgaben.“

bb) Satz 3 wird gestrichen.

cc) Der bisherige Satz 4 wird Satz 3.

4. In § 132 Satz 1 wird das Wort „obere“ gestrichen.

Artikel 7

Änderung der Niedersächsischen Landkreisordnung

Die Niedersächsische Landkreisordnung in der Fassung
vom 22. August 1996 (Nds. GVBl. S. 365), zuletzt geändert
durch Artikel 15 des Gesetzes vom 20. November 2001 (Nds.
GVBl. S. 701), wird wie folgt geändert:

1. § 15 Abs. 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Der Gebietsänderungsvertrag mit der Genehmi-
gung und die Bestimmungen der Kommunalaufsichtsbe-
hörde sind ortsüblich bekannt zu machen; setzt der
Gebietsänderungsvertrag zugleich Kreisrecht, so gelten
insoweit die für die Bekanntmachung dieses Rechts gel-
tenden Vorschriften.“

2. § 70 wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift wird das Wort „Kommunalaufsichts-
behörden“ durch das Wort „Kommunalaufsichtsbehör-
de“ ersetzt.

b) Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Die Kommunalaufsicht über die Landkreise
führt das für Inneres zuständige Ministerium als Kom-
munalaufsichtsbehörde.“

c) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 erhält folgende Fassung:

„1Soweit durch Gesetz oder aufgrund eines Geset-
zes nichts anderes bestimmt ist, werden die Aufga-
ben der Fachaufsicht von der jeweils fachlich
zuständigen obersten Landesbehörde wahrgenom-
men.“

bb) In Satz 2 werden die Worte „Kommunalaufsichts-
behörden unterstützen“ durch die Worte „Kom-
munalaufsichtsbehörde unterstützt“ ersetzt.

3. In § 74 Satz 1 wird das Wort „obere“ gestrichen.

Artikel 8

Änderung des Gesetzes über die Region Hannover

Das Gesetz über die Region Hannover vom 5. Juni 2001
(Nds. GVBl. S. 348), zuletzt geändert durch Gesetz vom 24. Juni
2004 (Nds. GVBl. S. 228), wird wie folgt geändert:
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1. § 6 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift wird das Wort „Kommunalaufsichts-
behörden“ durch das Wort „Kommunalaufsichtsbehör-
de“ ersetzt.

b) Absatz 1 Satz 1 erhält folgende Fassung:

„1Die Kommunalaufsicht über die Region Hanno-
ver und die Landeshauptstadt Hannover führt das für
Inneres zuständige Ministerium als Kommunalauf-
sichtsbehörde.“

2. § 9 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) Nummer 2 erhält folgende Fassung:

„2. die Aufgaben der höheren Verwaltungsbehörde
nach dem Baugesetzbuch (BauGB), ausgenommen

a) Entscheidungen nach § 6 Abs. 1, § 10 Abs. 2,
§ 34 Abs. 5 Satz 2 und § 35 Abs. 6 Satz 6
BauGB für Bauleitpläne und Satzungen, die die
Region selbst erarbeitet hat,

b) Entscheidungen nach § 37 Abs. 1 und 2 und
§ 165 Abs. 7 Satz 1 BauGB und

c) die der Enteignungsbehörde (§ 104 BauGB) ob-
liegenden Aufgaben“.

b) Nach Nummer 2 wird die folgende Nummer 2 a ein-
gefügt:

„2 a. die Zustimmung zur nochmaligen Verlängerung
der Geltungsdauer einer Veränderungssperre nach
§ 17 Abs. 2 BauGB,“.

c) In Nummer 3 werden das Komma vor dem Wort „fer-
ner“ sowie die Worte „ferner die sonst den Bezirksre-
gierungen nach § 55 Abs. 2 des Niedersächsischen
Naturschutzgesetzes obliegenden erstinstanzlichen
Aufgaben, mit Ausnahme der Aufgaben im Rahmen
von Förderprogrammen im Naturschutz“ gestrichen;
die Worte „solchen Programmen“ werden durch das
Wort „Förderprogrammen“ ersetzt.

d) Nummer 11 erhält folgende Fassung:

„11. die Aufgaben der unteren Wasserbehörde, aus-
genommen die Zuständigkeiten

a) nach § 12 Abs. 3, soweit sie regionsangehöri-
gen Gemeinden übertragen worden sind, und

b) für die Genehmigung von Einleitungen in
öffentliche Abwasseranlagen im Bereich der
selbständigen Gemeinden und der Landes-
hauptstadt Hannover nach § 151 NWG,“.

e) Nummer 13 erhält folgende Fassung:

„13. die den Landkreisen sowie den kreisfreien Städ-
ten und großen selbständigen Städten zugewiese-
nen Aufgaben auf dem Gebiet des Schornstein-
fegerrechts,“.

f) Nummer 15 wird wie folgt geändert:

aa) Am Ende des Buchstabens e wird das Komma
durch ein Semikolon ersetzt. 

bb) Buchstabe f wird gestrichen.

cc) In Halbsatz 2 werden die Worte „obere Abfallbe-
hörde“ durch die Worte „im Übrigen nach der Ver-
ordnung über Zuständigkeiten auf dem Gebiet der
Kreislaufwirtschaft und des Abfallrechts zuständi-
ge Behörde“ ersetzt und die Worte „soweit durch
Verordnung nach § 42 Abs. 5 NAbfG nichts ande-
res bestimmt ist“ gestrichen.

g) Am Ende der Nummer 20 wird der Punkt durch ein
Komma ersetzt.

h) Es wird die folgende Nummer 21 angefügt:

„21. die Festsetzung der Grenzen der Ortsdurchfahr-
ten nach § 4 Abs. 2 Satz 2 des Niedersächsischen
Straßengesetzes (NStrG), die Festlegung der seitli-
chen Begrenzung der Ortsdurchfahrten nach § 43
Abs. 6 NStrG sowie die Aufgabe der Anhörungs-
und Planfeststellungsbehörde nach § 38 Abs. 5
NStrG.“

3. § 10 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 4 werden nach dem Wort „Straßengesetz“
die Worte „und der Anhörungs- und Planfeststellungs-
behörde für diese Straßen“ eingefügt und am Ende der
Punkt durch ein Komma ersetzt.

b) Es wird die folgende Nummer 5 angefügt:

„5. der Festsetzung der Grenzen der Ortsdurchfahrten
nach § 4 Abs. 2 Satz 2 NStrG sowie die Festlegung
der seitlichen Begrenzung der Ortsdurchfahrten
nach § 43 Abs. 6 NStrG, soweit Kreisstraßen be-
troffen sind.“

4. In § 12 Abs. 2 Satz 3 wird das Wort „obere“ durch das
Wort „oberste“ ersetzt.

5. In § 14 Abs. 1 werden die Worte „der Bezirksregierung
Hannover“ jeweils durch die Worte „einer staatlichen Be-
hörde“ ersetzt.

Artikel 9

Änderung des Niedersächsischen Gesetzes 
über die kommunale Zusammenarbeit

§ 20 Abs. 2 Nr. 2 des Niedersächsischen Gesetzes über die
kommunale Zusammenarbeit vom 19. Februar 2004 (Nds.
GVBl. S. 63) erhält folgende Fassung:

„2. das für Inneres zuständige Ministerium, wenn

a) wenigstens einer der kommunalen Beteiligten an der
Zusammenarbeit seiner unmittelbaren Aufsicht un-
tersteht oder

b) kommunale Beteiligte zusammenarbeiten, die der
Aufsicht verschiedener Landkreise unterstehen; das
für Inneres zuständige Ministerium kann die Aufsicht
einem der beteiligten Landkreise mit seinem Einver-
ständnis übertragen,“.

Artikel 10

Änderung des Niedersächsischen Landeswahlgesetzes

§ 12 Abs. 1 des Niedersächsischen Landeswahlgesetzes in
der Fassung vom 30. Mai 2002 (Nds. GVBl. S. 153) wird wie
folgt geändert:

1. In Satz 1 werden die Worte „die Bezirksregierung“ durch
die Worte „der Landeswahlleiter“ ersetzt.

2. In Satz 2 wird das Wort „sie“ durch das Wort „er“ ersetzt.

Artikel 11

Änderung des Niedersächsischen Kommunalwahlgesetzes

Das Niedersächsische Kommunalwahlgesetz in der Fassung
vom 20. Februar 2001 (Nds. GVBl. S. 83) wird wie folgt geän-
dert:

1. § 41 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 2 werden die Worte „die Aufsichtsbehörde“
durch die Worte „die Vertretung der betroffenen
Gemeinde oder des betroffenen Landkreises“ ersetzt.
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b) Es wird der folgende Satz 3 angefügt:

„3Finden die Kreis- und die Gemeindewahl gleichzeitig
statt, so bestimmt die Landeswahlleiterin oder der Lan-
deswahlleiter den Tag der Nachwahl.“

2. § 42 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 2 werden die Worte „die Aufsichtsbehörde“
durch die Worte „die Vertretung der betroffenen Ge-
meinde oder des betroffenen Landkreises“ ersetzt.

b) Es wird der folgende Satz 3 angefügt:

„3Ist die Wahl der Vertretung für ungültig erklärt wor-
den, so bestimmt den Tag der Wiederholungswahl in
der Gemeinde der Verwaltungsausschuss und im Land-
kreis der Kreisausschuss.“

3. § 43 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 2 werden die Worte „die Aufsichtsbe-
hörde“ durch die Worte „in der Gemeinde der Verwal-
tungsausschuss und im Landkreis der Kreisausschuss“
ersetzt.

b) Dem Absatz 2 wird der folgende Satz 3 angefügt:

„3Den Tag der Neuwahl bestimmt die Aufsichtsbehörde.“

4. § 45 b wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 5 Satz 3 werden die Worte „die Aufsichtsbe-
hörde“ durch die Worte „die Vertretung der betroffenen
Gemeinde oder des betroffenen Landkreises“ ersetzt.

b) In Absatz 6 Satz 3 werden die Worte „die Aufsichtsbe-
hörde“ durch die Worte „die Vertretung der betroffenen
Gemeinde oder des betroffenen Landkreises“ ersetzt.

5. § 45 c wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Worte „die Aufsichtsbehörde“
durch die Worte „die Vertretung der betroffenen
Gemeinde oder des betroffenen Landkreises“ er-
setzt.

bb) Satz 2 wird gestrichen.

cc) Die bisherigen Sätze 3 bis 5 werden Sätze 2 bis 4.

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 2 werden die Worte „die Aufsichtsbehörde“
durch die Worte „die Vertretung der betroffenen
Gemeinde oder des betroffenen Landkreises“ er-
setzt.

bb) In Satz 3 wird die Zahl „5“ durch die Zahl „4“ er-
setzt.

6. § 45 j Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 werden die Worte „die Aufsichtsbehörde“
durch die Worte „die Vertretung der betroffenen Ge-
meinde oder des betroffenen Landkreises“ ersetzt.

b) Satz 2 wird gestrichen.

c) Der bisherige Satz 3 wird Satz 2.

7. § 46 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„(1) 1Gegen die Gültigkeit der Wahl kann Einspruch mit
der Begründung erhoben werden, dass die Wahl nicht den
Vorschriften dieses Gesetzes oder der Kommunalwahlord-
nung (§ 53 Abs. 1) entsprechend vorbereitet oder durch-
geführt oder in anderer unzulässiger Weise in ihrem
Ergebnis beeinflusst worden sei (Wahleinspruch). 2Ein-
spruchsberechtigt ist

1. jede in dem Wahlgebiet wahlberechtigte Person,

2. jede Partei oder Wählergruppe, die für die Wahl einen
Wahlvorschlag eingereicht hat,

3. die für das Wahlgebiet zuständige Wahlleitung,

4. der Landkreis für das Wahlgebiet einer seiner Aufsicht
unterliegenden Gemeinde oder Samtgemeinde und

5. die Landeswahlleiterin oder der Landeswahlleiter für
das Wahlgebiet eines Landkreises, einer kreisfreien
Stadt oder einer großen selbständigen Stadt.“

8. § 49 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1 und wie folgt
geändert:

Nach dem Wort „zuzustellen“ werden das Komma
und die Worte „der Aufsichtsbehörde auch dann,
wenn sie keinen Wahleinspruch erhoben hat“ ge-
strichen.

bb) Es wird der folgende Satz 2 angefügt:

„2Der nach § 46 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 oder 5 ein-
spruchsberechtigten Stelle ist die Wahlprüfungs-
entscheidung unabhängig davon zuzustellen, ob
sie einen Wahleinspruch erhoben hat.“

b) In Absatz 2 Satz 2 werden die Worte „und die Auf-
sichtsbehörde“ durch ein Komma und die Worte „die
Landeswahlleiterin oder der Landeswahlleiter für das
Wahlgebiet eines Landkreises oder einer kreisfreien
Stadt und der Landkreis für das Wahlgebiet einer kreis-
angehörigen Gemeinde“ ersetzt.

Artikel 12

Änderung des Niedersächsischen Sammlungsgesetzes

Das Niedersächsische Sammlungsgesetz vom 8. Juli 1969
(Nds. GVBl. S. 144), zuletzt geändert durch Artikel 4 des
Gesetzes vom 20. November 2001 (Nds. GVBl. S. 701), wird
wie folgt geändert:

1. § 7 Abs. 5 wird gestrichen.

2. § 9 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„(1) 1Erlaubnisbehörde im Sinne dieses Gesetzes ist

1. für Sammlungen im Gebiet nur einer Gemeinde oder
Samtgemeinde die Gemeinde oder Samtgemeinde,

2. für Sammlungen im Gebiet mehrerer Gemeinden oder
Samtgemeinden, die alle der Aufsicht der Region Han-
nover oder eines Landkreises unterstehen, die Region
Hannover oder der Landkreis,

3. für Sammlungen, die sich über das Gebiet einer kreis-
freien Stadt, eines Landkreises oder der Region Han-
nover hinaus erstrecken, diejenige der genannten Kör-
perschaften, in deren Gebiet die Sammlung ihren Aus-
gangspunkt hat; beginnt die Sammlung gleichzeitig auf
dem Gebiet mindestens zweier der genannten Körper-
schaften, so entscheidet das für Inneres zuständige
Ministerium, welche dieser Körperschaften zuständig
ist.

2Soweit nach Satz 1 Nr. 2 oder 3 ein Landkreis Erlaubnis-
behörde ist, ist die Zuständigkeit der selbständigen Ge-
meinden ausgeschlossen.“

3. § 10 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) Nummer 3 wird gestrichen.

b) Die bisherigen Nummern 4 und 5 werden Nummern 3
und 4.

Artikel 13

Änderung des Niedersächsischen Gesetzes 
über das Lotterie- und Wettwesen

§ 15 des Niedersächsischen Gesetzes über das Lotterie- und
Wettwesen vom 21. Juni 1997 (Nds. GVBl. S. 289), zuletzt ge-
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ändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 4. Juni 2004 (Nds.
GVBl. S. 163), wird wie folgt geändert:

1. Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) 1Die Wahrnehmung der behördlichen Aufgaben
nach diesem Gesetz einschließlich der Verfolgung und
Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach § 17 obliegt bei
Lotterien und Ausspielungen

1. den Gemeinden für Veranstaltungen, die sich auf ihr
Gebiet beschränken, 

2. den Landkreisen für Veranstaltungen, die sich über das
Gebiet einer kreisangehörigen Gemeinde hinaus er-
strecken, und

3. dem für das Lotterie- und Wettwesen zuständigen Mi-
nisterium für Veranstaltungen, die sich über das Gebiet
eines Landkreises oder einer kreisfreien Stadt oder über
die Landesgrenze hinaus erstrecken, und abweichend
von den Nummern 1 und 2 für Veranstaltungen einer
kommunalen Körperschaft. 

2Das für das Lotterie- und Wettwesen zuständige Ministeri-
um kann die Zuständigkeit nach Satz 1 Nr. 3 im Einzelfall
auf einen Landkreis oder eine kreisfreie Stadt mit dessen
oder deren Einverständnis übertragen.“

2. Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt geändert:

a) In Halbsatz 1 wird die Angabe „Satz 1 Nrn. 1 und 2“
gestrichen.

b) In Halbsatz 2 wird die Angabe „Satz 3“ durch die An-
gabe „Satz 2“ ersetzt. 

Artikel 14

Änderung des Niedersächsischen Gesetzes 
über den Finanzausgleich

Das Niedersächsische Gesetz über den Finanzausgleich in
der Fassung vom 26. Mai 1999 (Nds. GVBl. S. 116, 320), zu-
letzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 12. Dezember
2003 (Nds. GVBl. S. 446), wird wie folgt geändert:

1. § 13 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Satz 1 wird einziger Satz.

b) Satz 2 wird gestrichen.

2. § 14 erhält folgende Fassung:

„§ 14

Ausgleichsämter
1Das Land erstattet die persönlichen und sächlichen

Verwaltungskosten der Ausgleichsämter. 2Über die Not-
wendigkeit der Kosten und die Höhe der Erstattung
entscheidet das für den Lastenausgleich zuständige Minis-
terium. 3Dieses wird ermächtigt, die Zuständigkeit für Ent-
scheidungen nach Satz 2 auf das Landesamt für Bezüge
und Versorgung zu übertragen.“

Artikel 15

Änderung des Niedersächsischen 
Verwaltungsvollstreckungsgesetzes

Das Niedersächsische Verwaltungsvollstreckungsgesetz
vom 2. Juni 1982 (Nds. GVBl. S. 139), zuletzt geändert durch
Artikel 3 des Gesetzes vom 17. Dezember 1998 (Nds. GVBl.
S. 710), wird wie folgt geändert:

1. § 6 erhält folgende Fassung:

„§ 6

Vollstreckungsbehörden

(1) Zur Vollstreckung sind die Gemeinden, die Samt-
gemeinden und die Landkreise befugt.

(2) Die Landesregierung wird ermächtigt, durch Verord-
nung Landesbehörden und juristische Personen des öffent-
lichen Rechts, die der Aufsicht des Landes unterliegen, zu
weiteren Vollstreckungsbehörden zu bestimmen, wenn sie
für die Durchführung von Vollstreckungen geeignet er-
scheinen.

(3) Die durch Verordnung nach Absatz 2 bestimmten
Landesbehörden sind im gesamten Landesgebiet zur Voll-
streckung befugt.“

2. § 10 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 2 wird das Wort „Gefahrenabwehrgesetzes“
durch die Worte „Gesetzes über die öffentliche
Sicherheit und Ordnung“ ersetzt.

bb) In Satz 3 wird das Wort „Gefahrenabwehrgesetz“
durch die Worte „Gesetz über die öffentliche
Sicherheit und Ordnung“ ersetzt.

b) In Absatz 2 wird das Wort „Gefahrenabwehrgesetzes“
durch die Worte „Gesetzes über die öffentliche Sicher-
heit und Ordnung“ ersetzt.

3. In § 67 Abs. 2 Satz 3 werden die Worte „fünfzig Deutsche
Mark“ durch die Worte „fünfundzwanzig Euro“ ersetzt.

4. § 70 wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift wird das Wort „Gefahrenabwehrge-
setzes“ durch die Worte „Gesetzes über die öffentliche
Sicherheit und Ordnung“ ersetzt.

b) In Absatz 1 wird das Wort „Gefahrenabwehrgesetzes“
durch die Worte „Gesetzes über die öffentliche Sicher-
heit und Ordnung“ ersetzt.

c) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) Der bisherige Satz 1 wird einziger Satz.

bb) Satz 2 wird gestrichen.

d) In Absatz 3 wird das Wort „Gefahrenabwehrgesetzes“
durch die Worte „Gesetzes über die öffentliche Sicher-
heit und Ordnung“ ersetzt.

5. In § 74 wird das Wort „Gefahrenabwehrgesetzes“ durch
die Worte „Gesetzes über die öffentliche Sicherheit und
Ordnung“ ersetzt.

Artikel 16

Änderung des Niedersächsischen Verwaltungskostengesetzes

§ 3 Abs. 4 Satz 3 des Niedersächsischen Verwaltungskos-
tengesetzes vom 7. Mai 1962 (Nds. GVBl. S. 43), zuletzt geän-
dert durch Artikel 20 des Gesetzes vom 20. November 2001
(Nds. GVBl. S. 701), wird gestrichen.

Artikel 17

Änderung des Niedersächsischen Stiftungsgesetzes

Das Niedersächsische Stiftungsgesetz vom 24. Juli 1968
(Nds. GVBl. S. 119), geändert durch Gesetz vom 20. Dezember
1985 (Nds. GVBl. S. 609), wird wie folgt geändert:

1. In § 3 werden die Worte „die Bezirksregierung“ durch die
Worte „das für Inneres zuständige Ministerium“ ersetzt.

2. In § 17 werden die Worte „Amtsblatt der Stiftungsbehörde“
durch die Worte „Niedersächsischen Ministerialblatt“ er-
setzt.
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Artikel 18

Änderung des Niedersächsischen Ausführungsgesetzes
zum Bürgerlichen Gesetzbuch

Das Niedersächsische Ausführungsgesetz zum Bürgerlichen
Gesetzbuch vom 4. März 1971 (Nds. GVBl. S. 73), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 15 des Gesetzes vom 17. Dezember 1991
(Nds. GVBl. S. 367), wird wie folgt geändert:

1. § 1 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1 und wie folgt
geändert:

Die Worte „die Regierungspräsidenten (Präsiden-
ten der Verwaltungsbezirke)“ werden durch die
Worte „die Landkreise und kreisfreien Städte“ er-
setzt.

bb) Es wird der folgende Satz 2 angefügt:

„2Die Zuständigkeit der selbständigen Gemeinden
wird ausgeschlossen.“ 

b) In Absatz 2 erhält der Klammerzusatz folgende Fas-
sung:

„(§§ 18, 19, 38 des Bundeswaldgesetzes)“.

c) In Absatz 3 werden die Worte „im Amtsblatt des Regie-
rungspräsidenten (Präsidenten des Verwaltungsbezirks)“
durch das Wort „ortsüblich“ ersetzt.

2. § 2 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird gestrichen.

b) Der bisherige Absatz 2 wird einziger Absatz und erhält
folgende Fassung:

„1Für die Entziehung der Rechtsfähigkeit (§ 43 Abs. 1
und 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs) sind die Land-
kreise und kreisfreien Städte zuständig. 2Die Zustän-
digkeit der selbständigen Gemeinden wird ausge-
schlossen.“

3. § 3 erhält folgende Fassung: 

„§ 3

Vollziehung von Auflagen
1In den Fällen des § 525 Abs. 2 und des § 2194 Satz 2

des Bürgerlichen Gesetzbuchs ist für die Geltendmachung
des Anspruchs auf Vollziehung der Auflage die Behörde
zuständig, die das öffentliche Interesse zu wahren hat.
2Zuständige Behörde im Sinne des Satzes 1 kann auch eine
Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des öffentlichen Rechts
sein, soweit die Auflage die Förderung von Interessen be-
zweckt, die zu ihrem Wirkungskreis gehören. 3Im Zweifel
bestimmt das für Inneres zuständige Ministerium die zu-
ständige Stelle.“

Artikel 19

Änderung des Niedersächsischen Enteignungsgesetzes

Das Niedersächsische Enteignungsgesetz in der Fassung
vom 6. April 1981 (Nds. GVBl. S. 83), geändert durch Artikel 9
des Gesetzes vom 19. September 1989 (Nds. GVBl. S. 345),
wird wie folgt geändert:

1. § 19 erhält folgende Fassung:

„§ 19

Enteignungsbehörde

Die Enteignung wird vom für Inneres zuständigen
Ministerium (Enteignungsbehörde) durchgeführt.“

2. § 23 erhält folgende Fassung:

„§ 23

Entscheidung der Enteignungsbehörde

Nach Abschluss des vorbereitenden Verfahrens ent-
scheidet die Enteignungsbehörde, ob das Enteignungsver-
fahren eingeleitet werden soll.“

3. In § 27 Abs. 1 Satz 2 werden die Worte „der Minister des
Innern“ durch die Worte „die Enteignungsbehörde“ er-
setzt.

Artikel 20

Änderung des Gesetzes zu dem Staatsvertrag 
zwischen den Ländern Mecklenburg-Vorpommern 

und Niedersachsen über die Umgliederung 
der Gemeinden im ehemaligen Amt Neuhaus 

und anderer Gebiete nach Niedersachsen

In Artikel II § 8 Abs. 3 Satz 2 des Gesetzes zu dem Staatsver-
trag zwischen den Ländern Mecklenburg-Vorpommern und
Niedersachsen über die Umgliederung der Gemeinden im
ehemaligen Amt Neuhaus und anderer Gebiete nach Nieder-
sachsen vom 26. Mai 1993 (Nds. GVBl. S. 121) werden die
Worte „die Bezirksregierung Lüneburg“ durch die Worte „das
für Inneres zuständige Ministerium“ ersetzt.

Artikel 21

Änderung des Gesetzes zum Zweiten Staatsvertrag 
zwischen den Ländern Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen 

über Änderungen der gemeinsamen Landesgrenze

In Artikel 1 Abs. 2 Satz 2 des Gesetzes zum Zweiten Staats-
vertrag zwischen den Ländern Niedersachsen und Nordrhein-
Westfalen über Änderungen der gemeinsamen Landesgrenze
vom 28. Januar 1998 (Nds. GVBl. S. 74) werden die Worte „bei
der Bezirksregierung Hannover in Hannover und bei der
Bezirksregierung Weser-Ems in Oldenburg“ durch die Worte
„bei dem für Inneres zuständigen Ministerium“ ersetzt. 

Artikel 22

Änderung des Achten Gesetzes 
zur Verwaltungs- und Gebietsreform

Das Achte Gesetz zur Verwaltungs- und Gebietsreform vom
28. Juni 1977 (Nds. GVBl. S. 233), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 5. Juni 2001 (Nds. GVBl. S. 348), wird wie folgt
geändert:

1. Artikel II wird gestrichen. 

2. Artikel V wird wie folgt geändert: 

a) § 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Absatz 2 werden die Worte „Staatliche Veteri-
näruntersuchungsamt für Fische und Fischwaren
in Cuxhaven“ durch die Worte „Landesamt für
Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit“
ersetzt.

bb) Es wird der folgende Absatz 5 angefügt:

„(5) Unbeschadet der Fachaufsicht durch das
zuständige Fachministerium hat das Landesamt
für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit
auf dem Gebiet der von ihm wahrzunehmenden
Aufgaben ein Auskunftsrecht gegenüber den
Landkreisen und kreisfreien Städten.“

b) § 2 wird gestrichen.
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Artikel 23

In-Kraft-Treten, 
Außer-Kraft-Treten von Vorschriften

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2005 in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Verordnung über die Bestimmung
des Verwaltungsbeamten nach §§ 26 und 34 der Verwaltungs-
gerichtsordnung vom 29. August 1975 (Nds. GVBl. S. 293),
geändert durch Verordnung vom 7. Mai 1991 (Nds. GVBl.
S. 183), außer Kraft. 

Hannover, den 5. November 2004

Der Präsident des Niedersächsischen Landtages

Jürgen  G a n s ä u e r

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Christian  W u l f f
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G e s e t z
zur Umsetzung der Verwaltungsmodernisierung 

im Geschäftsbereich der Staatskanzlei

Vom 5. November 2004

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Änderung des Niedersächsischen Archivgesetzes

Das Niedersächsische Archivgesetz vom 25. Mai 1993 (Nds.
GVBl. S. 129) wird wie folgt geändert:

1. § 1 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung:

„Aufgaben des Niedersächsischen Landesarchivs“.

b) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 erhält folgende Fassung:

„1Die Aufgabe, aus dem Schriftgut der Behörden,
Gerichte und sonstigen Stellen des Landes das
Archivgut zu ermitteln, zu übernehmen, zu ver-
wahren, zu erhalten, instand zu setzen, zu er-
schließen und nutzbar zu machen, obliegt dem
Niedersächsischen Landesarchiv mit Sitz in Han-
nover und weiteren Standorten in Aurich, Bücke-
burg, Oldenburg, Osnabrück, Stade und Wolfen-
büttel (Landesarchiv).“

bb) In Satz 2 werden die Worte „Sie nehmen“ durch
die Worte „Es nimmt“ ersetzt.

c) Absatz 4 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Worte „Die Staatsarchive
nehmen“ durch die Worte „Das Landesarchiv
nimmt“ ersetzt.

bb) In Satz 2 werden die Worte „Sie sammeln“ durch
die Worte „Es sammelt“ ersetzt.

2. § 3 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „zuständigen
Staatsarchiv“ durch das Wort „Landesarchiv“ ersetzt.

b) In Absatz 2 Satz 2 und in Absatz 3 Satz 2 wird jeweils
das Wort „Staatsarchiv“ durch das Wort „Landesarchiv“
ersetzt.

c) In Absatz 4 Satz 1 werden die Worte „zuständige
Staatsarchiv“ durch das Wort „Landesarchiv“ ersetzt.

d) In Absatz 5 wird das Wort „Staatsarchiv“ durch das
Wort „Landesarchiv“ ersetzt.

e) In Absatz 6 Sätze 1 und 2 Halbsatz 1 sowie in Absatz 7
Sätze 1 und 2 werden jeweils die Worte „zuständigen
Staatsarchiv“ durch das Wort „Landesarchiv“ ersetzt.

3. § 5 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Worte „in den Staatsarchi-
ven“ durch die Worte „im Landesarchiv“ ersetzt.

bb) In Satz 2 wird das Wort „Staatsarchiv“ durch das
Wort „Landesarchiv“ ersetzt.

b) In Absatz 3 Satz 2 werden die Worte „zuständigen
Staatsarchiv“ durch das Wort „Landesarchiv“ ersetzt.

c) In den Absätzen 4 und 5 Satz 2 wird jeweils das Wort
„Staatsarchiv“ durch das Wort „Landesarchiv“ ersetzt.

4. In § 6 Abs. 1 Satz 2 wird das Wort „Staatsarchiv“ durch
das Wort „Landesarchiv“ ersetzt.

5. § 7 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Sätze 2 und 3 werden jeweils die Worte
„zuständigen Staatsarchiv“ durch das Wort „Landes-
archiv“ ersetzt.

b) In Absatz 3 Satz 3 wird das Wort „Staatsarchivs“ durch
das Wort „Landesarchivs“ ersetzt.

Artikel 2

Änderung des Gesetzes über die Verkündung, 
den Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens und 

die Aufhebung von Verordnungen

Das Gesetz über die Verkündung, den Zeitpunkt des
In-Kraft-Tretens und die Aufhebung von Verordnungen
vom 1. April 1996 (Nds. GVBl. S. 82, 116) wird wie folgt
geändert:

1. § 1 wird wie folgt geändert:

a) Nummer 2 erhält folgende Fassung:

„2. Verordnungen der übrigen Behörden des Landes
und der juristischen Personen des öffentlichen
Rechts, die der Aufsicht des Landes unterstehen,
im Niedersächsischen Ministerialblatt, soweit
nicht durch Gesetz etwas anderes bestimmt ist.“

b) Nummer 3 wird gestrichen.

2. In § 3 werden die Worte „Das Justizministerium“ durch die
Worte „Die Staatskanzlei“ ersetzt.

Artikel 3

Änderung des Niedersächsischen Besoldungsgesetzes

Das Niedersächsische Besoldungsgesetz in der Fassung vom
11. Februar 2004 (Nds. GVBl. S. 44), zuletzt geändert durch
Artikel 4 des Gesetzes vom 16. September 2004 (Nds. GVBl.
S. 362), wird wie folgt geändert:

1. Die Anlage 1 wird wie folgt geändert:

a) In der Niedersächsischen Besoldungsordnung A wer-
den in der Besoldungsgruppe 16 das Amt „Leitende Ar-
chivdirektorin, Leitender Archivdirektor — als Leiterin
oder Leiter des Hauptstaatsarchivs in Hannover —3)“
und am Ende die Fußnote 3 gestrichen.

b) Im Anhang zur Niedersächsischen Besoldungsord-
nung A wird in der Besoldungsgruppe 16 das Amt
„Leitende Archivdirektorin, Leitender Archivdirektor
— als Leiterin oder Leiter des Hauptstaatsarchivs in
Hannover —3)“ eingefügt und am Ende die folgende
Fußnote 3 angefügt:

„3) Erhält eine Amtszulage nach Anlage 2.“

c) Die Niedersächsische Besoldungsordnung B wird wie
folgt geändert:

aa) In der Besoldungsgruppe 2 wird das Amt „Präsi-
dentin oder Präsident des Landesarchivs“ einge-
fügt.

bb) In der Besoldungsgruppe 4 wird die Amtsbezeich-
nung „Präsidentin oder Präsident des Niedersäch-
sischen Landesamtes für Straßenbau“ durch die
Amtsbezeichnung „Präsidentin oder Präsident der
Niedersächsischen Landesbehörde für Straßenbau
und Verkehr“ ersetzt.
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2. Die Anlage 2 wird wie folgt geändert:

a) In der Spalte „Besoldungsgruppe“ wird die Angabe
„A 16“ durch die Angabe „A 16 Anhang“ ersetzt.

b) Die durch Buchstabe a geänderte Zeile wird neu einge-
ordnet nach der Zeile zu der Besoldungsgruppe „A 14
Anhang“.

Artikel 4

In-Kraft-Treten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2005 in Kraft.

Hannover, den 5. November 2004

Der Präsident des Niedersächsischen Landtages

Jürgen  G a n s ä u e r

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Christian  W u l f f
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G e s e t z
zur Umsetzung der Verwaltungsmodernisierung 

im Geschäftsbereich des Ministeriums für Soziales, 
Frauen, Familie und Gesundheit

Vom 5. November 2004

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Änderung der Niedersächsischen Bauordnung

Die Niedersächsische Bauordnung in der Fassung vom
10. Februar 2003 (Nds. GVBl. S. 89) wird wie folgt geändert:

1. In § 62 wird das Wort „Gefahrenabwehrgesetzes“ durch
die Worte „Gesetzes über die öffentliche Sicherheit und
Ordnung“ ersetzt.

2. § 63 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) Satz 2 wird gestrichen.

b) Der bisherige Satz 3 wird Satz 2.

3. § 65 wird wie folgt geändert:

a) Dem Absatz 3 wird der folgende Satz 2 angefügt:

„2Sie üben die Fachaufsicht über die Bezirksschorn-
steinfegermeisterinnen und Bezirksschornsteinfeger-
meister hinsichtlich der Aufgaben nach § 40 Abs. 8
aus.“

b) Absatz 4 wird gestrichen.

c) Die bisherigen Absätze 5 bis 7 werden Absätze 4 bis 6.

d) Im neuen Absatz 4 Satz 1 werden die Worte „oberen
und“ gestrichen.

e) Im neuen Absatz 6 werden die Worte „eine obere“
durch die Worte „die oberste“ ersetzt.

4. In § 66 Abs. 2 werden die Worte „einer oberen“ durch die
Worte „der obersten“ ersetzt.

5. § 82 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „oberen“ durch das
Wort „obersten“ ersetzt.

b) In Absatz 2 Satz 1 wird das Wort „oberen“ durch das
Wort „obersten“ ersetzt.

c) In Absatz 4 Satz 2 wird das Wort „oberen“ durch das
Wort „obersten“ ersetzt.

6. In § 85 Abs. 3 wird das Wort „obere“ durch das Wort
„oberste“ ersetzt.

7. In § 89 Abs. 2 Satz 2 und Abs. 4 Satz 1 wird jeweils das
Wort „Gefahrenabwehrgesetzes“ durch die Worte „Geset-
zes über die öffentliche Sicherheit und Ordnung“ ersetzt.

Artikel 2

Änderung des Niedersächsischen Gesetzes über 
Hilfen und Schutzmaßnahmen für psychisch Kranke

Das Niedersächsische Gesetz über Hilfen und Schutzmaß-
nahmen für psychisch Kranke vom 16. Juni 1997 (Nds. GVBl.
S. 272) wird wie folgt geändert:

1. In § 12 Abs. 2 wird die Angabe „Gefahrenabwehrgesetz
(NGefAG)“ durch die Worte „Gesetz über die öffentliche
Sicherheit und Ordnung (Nds. SOG)“ ersetzt.

2. In § 13 Abs. 2 Satz 3 wird die Abkürzung „NGefAG“ durch
die Abkürzung „Nds. SOG“ ersetzt.

3. In § 16 wird im Klammerzusatz die Abkürzung „NGefAG“
durch die Abkürzung „Nds. SOG“ ersetzt.

4. In § 18 Abs. 2 Sätze 1 und 3 wird jeweils die Abkürzung
„NGefAG“ durch die Abkürzung „Nds. SOG“ ersetzt.

5. § 30 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 wird das Wort „Sozialministerium“ durch
die Worte „für die Sicherstellung der Krankenversor-
gung zuständige Ministerium“ ersetzt.

b) Absatz 3 Satz 1 erhält folgende Fassung:

„1Der Ausschuss bildet Besuchskommissionen für die
mit den in § 1 Nr. 1 genannten Personen befassten
Krankenhäuser und Einrichtungen.“

c) In Absatz 7 wird das Wort „Sozialministerium“ durch
die Worte „für die Sicherstellung der Krankenversor-
gung zuständigen Ministerium“ ersetzt.

6. § 31 wird wie folgt geändert:

a) In dem einleitenden Satzteil wird das Wort „Sozial-
ministerium“ durch die Worte „für die Sicherstellung
der Krankenversorgung zuständige Ministerium“ ersetzt.

b) Am Ende der Nummer 3 wird das Wort „und“ durch
ein Komma ersetzt.

c) Am Ende der Nummer 4 wird der Punkt durch das
Wort „und“ ersetzt.

d) Es wird die folgende Nummer 5 angefügt:

„5. die Anzahl und regionale Zuständigkeit der Be-
suchskommissionen.“

Artikel 3

Änderung des Kammergesetzes für die Heilberufe

Das Kammergesetz für die Heilberufe in der Fassung vom
8. Dezember 2000 (Nds. GVBl. S. 301), zuletzt geändert durch
Artikel 1 des Gesetzes vom 11. Dezember 2003 (Nds. GVBl.
S. 419), wird wie folgt geändert: 

1. § 1 Abs. 2 Satz 2 erhält folgende Fassung:

„2Sie sind dienstherrnfähig und führen ein Dienstsiegel.“

2. § 9 Abs. 3 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1.

b) Es werden die folgenden Sätze 2 und 3 angefügt:

„2Kammern können sich zur gemeinsamen Erfüllung
bestimmter eigener oder ihnen übertragener Aufgaben
zur Erfüllung nach Weisung, zu deren Durchführung
sie verpflichtet sind, zu Zweckverbänden zusammen-
schließen. 3Die §§ 7 bis 17 des Niedersächsischen
Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit gelten
entsprechend.“

3. § 33 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a) Am Ende der Nummer 16 wird der Punkt durch ein
Komma ersetzt.

b) Es wird die folgende Nummer 17 angefügt:

„17. die Anforderungen an Kenntnisse und Erfahrun-
gen für die Durchführung spezieller medizini-
scher Maßnahmen und Verfahren.“
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4. § 37 Abs. 4 wird wie folgt geändert:

a) Satz 2 wird gestrichen.

b) Der bisherige Satz 3 wird Satz 2.

Artikel 4

Aufhebung des Gesetzes 
über die Zulassung von Einrichtungen zur Vornahme 

von Schwangerschaftsabbrüchen

Das Gesetz über die Zulassung von Einrichtungen zur Vor-
nahme von Schwangerschaftsabbrüchen vom 3. März 1992
(Nds. GVBl. S. 61) wird aufgehoben.

Artikel 5

Änderung des Gesetzes zur Ausführung 
des Kinder- und Jugendhilfegesetzes

§ 16 des Gesetzes zur Ausführung des Kinder- und Jugend-
hilfegesetzes vom 5. Februar 1993 (Nds. GVBl. S. 45), zuletzt
geändert durch § 80 Abs. 5 des Gesetzes vom 5. Juni 2001
(Nds. GVBl. S. 348), wird wie folgt geändert:

1. In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „des Gesetzes über
die Verbreitung jugendgefährdender Schriften in der Fas-
sung vom 12. Juli 1985 (Bundesgesetzbl. I S. 1502) und
des Jugendschutzgesetzes vom 25. Februar 1985 (Bundes-
gesetzbl. I S. 425), geändert durch Artikel 21 des Dritten

Rechtsbereinigungsgesetzes vom 28. Juni 1990 (Bundesge-
setzbl. I S. 1221), in ihren jeweils geltenden Fassungen“
durch die Worte „des Jugendschutzgesetzes“ ersetzt.

2. Absatz 2 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 werden die Worte „Schriften oder Gegenstän-
den, die ihnen nach § 1 Abs. 3 des Gesetzes über die
Verbreitung jugendgefährdender Schriften gleichste-
hen,“ durch die Worte „Trägermedien im Sinne des § 1
Abs. 2 Satz 1 des Jugendschutzgesetzes“ und die Worte
„diese Gegenstände“ durch die Worte „diese Träger-
medien“ ersetzt.

b) In Satz 3 wird das Wort „Gegenstände“ durch das Wort
„Trägermedien“ ersetzt.

3. In Absatz 3 werden die Worte „die in § 1 Abs. 1 und 3 des
Gesetzes über die Verbreitung jugendgefährdender Schrif-
ten genannten Gegenstände“ durch die Worte „Trägerme-
dien im Sinne des § 1 Abs. 2 Satz 1 des Jugendschutz-
gesetzes, die den in § 15 Abs. 2 des Jugendschutzgesetzes
genannten Beschränkungen unterliegen,“ ersetzt. 

Artikel 6

In-Kraft-Treten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2005 in Kraft.

Hannover, den 5. November 2004

Der Präsident des Niedersächsischen Landtages

Jürgen  G a n s ä u e r

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Christian  W u l f f



Nds. GVBl. Nr. 31/2004, ausgegeben am 11. 11. 2004

406

G e s e t z
zur Umsetzung der Verwaltungsmodernisierung 

im Geschäftsbereich des Ministeriums für 
Wirtschaft, Arbeit und Verkehr

Vom 5. November 2004

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Änderung des Niedersächsischen Straßengesetzes

Das Niedersächsische Straßengesetz in der Fassung vom
24. September 1980 (Nds. GVBl. S. 359), zuletzt geändert
durch Artikel 5 des Gesetzes vom 5. September 2002 (Nds.
GVBl. S. 378), wird wie folgt geändert:

1. § 4 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) 1Für Kreisstraßen setzen die Landkreise und kreis-
freien Städte die Ortsdurchfahrten als Aufgabe des eigenen
Wirkungskreises fest. 2Für Bundes- und Landesstraßen set-
zen die Landkreise und kreisfreien Städte die Ortsdurch-
fahrten als Aufgabe des übertragenen Wirkungskreises
fest; die Zuständigkeit der großen selbständigen Städte
und selbständigen Gemeinden wird ausgeschlossen. 3Die
Festsetzung durch den Landkreis erfolgt im Benehmen mit
der Gemeinde.“

2. § 23 Abs. 3 wird wie folgt geändert:

a) Satz 3 wird gestrichen.

b) Der bisherige Satz 4 wird Satz 3.

3. § 37 a Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) § 38 Abs. 5 Satz 2 gilt entsprechend.“

4. § 38 Abs. 5 erhält folgende Fassung:

„(5) 1Die Aufgaben der Anhörungs- und der Planfeststel-
lungsbehörde nehmen die Landkreise und kreisfreien
Städte für die Kreisstraßen und für Gemeindestraßen, für
die eine Planfeststellung durchgeführt wird, als Aufgabe
des eigenen Wirkungskreises und für Bundes- und Landes-
straßen als Aufgabe des übertragenen Wirkungskreises mit
Ausnahme der im Bedarfsplan für die Bundesfernstraßen
genannten Maßnahmen wahr. 2Überschreitet das Straßen-
bauvorhaben für eine Bundes- oder Landesstraße den Zu-
ständigkeitsbereich des Landkreises oder der kreisfreien
Stadt, so ist die Körperschaft zuständig, in deren Gebiet
der größte Anteil des Vorhabens liegt. 3Die Zuständigkeit
der großen selbständigen Städte und der selbständigen Ge-
meinden wird ausgeschlossen.“

5. § 43 Abs. 6 erhält folgende Fassung:

„(6) 1Führt die Ortsdurchfahrt in Gemeinden, die hierfür
nicht Träger der Straßenbaulast sind, über Straßen und
Plätze, die erheblich breiter angelegt sind als die anschlie-
ßenden Strecken der Landes- oder Kreisstraßen, so hat der
Landkreis oder die kreisfreie Stadt die seitliche Begren-
zung der Ortsdurchfahrten besonders festzulegen. 2Die
Festlegung durch den Landkreis erfolgt im Benehmen mit
der Gemeinde.“

6. Dem § 60 wird der folgende Absatz 3 angefügt:

„(3) Das für den Straßenbau zuständige Ministerium
wird ermächtigt, die zuständigen Behörden nach diesem
Gesetz durch Verordnung zu bestimmen, soweit in diesem
Gesetz nichts anderes bestimmt ist.“

7. Die §§ 62 bis 70 werden gestrichen.

Artikel 2

Aufhebung des Gesetzes 
über Zuständigkeiten nach der Straßenverkehrs-Ordnung 

auf den Bundesautobahnen

Das Gesetz über Zuständigkeiten nach der Straßenverkehrs-
Ordnung auf den Bundesautobahnen vom 15. März 1972
(Nds. GVBl. S. 140) wird aufgehoben.

Artikel 3

Änderung des Niedersächsischen Gesetzes 
über Zuständigkeiten für die Gefahrenabwehr 

in Hafen-, Fähr- und Schifffahrtsangelegenheiten

Das Niedersächsische Gesetz über Zuständigkeiten für die
Gefahrenabwehr in Hafen-, Fähr- und Schifffahrtsangelegen-
heiten vom 15. Juli 1971 (Nds. GVBl. S. 256) wird wie folgt
geändert:

1. In § 1 Satz 1 werden die Worte „Der für den Verkehr
zuständige Minister“ durch die Worte „Das für Verkehr
zuständige Ministerium“ ersetzt und die Worte „im Einver-
nehmen mit dem Minister des Innern“ gestrichen.

2. § 2 erhält folgende Fassung:

„§ 2

Das für Verkehr zuständige Ministerium kann Verord-
nungen der Gefahrenabwehr in Hafen-, Fähr- und Schiff-
fahrtsangelegenheiten für das Gebiet einzelner kommunaler
Gebietskörperschaften erlassen.“

Artikel 4

Änderung des Gesetzes 
über Eisenbahnen und Bergbahnen

Das Gesetz über Eisenbahnen und Bergbahnen vom 16. April
1957 (Nds. GVBl. Sb. I S. 772), zuletzt geändert durch Arti-
kel 6 des Gesetzes vom 5. September 2002 (Nds. GVBl.
S. 378), wird wie folgt geändert:

1. § 15 erhält folgende Fassung:

„§ 15

Zuständigkeit

Das Fachministerium wird ermächtigt, die für die Plan-
feststellung zuständige Behörde durch Verordnung zu
bestimmen.“

2. § 33 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 Satz 2 erhält folgende Fassung:

„2Berührt die Bahn das Gebiet mehrerer dieser Gebiets-
körperschaften, so bestimmt das Fachministerium die
zuständige Behörde.“

b) Absatz 5 erhält folgende Fassung:

„(5) § 2 Abs. 2 und 3, § 4 Abs. 1, die §§ 6, 7 Abs. 1
mit Ausnahme von Nrn. 5 und 6, die §§ 8, 9, 10 Abs. 1,
§ 11 Abs. 1, die §§ 13, 17, 20 und 22 Abs. 2 finden auf
Anschlussbahnen entsprechende Anwendung.“

c) Es wird der folgende Absatz 6 angefügt:

„(6) Planfeststellungsbehörde für Anschlussbahnen
sind die Landkreise und kreisfreien Städte.“
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3. § 40 erhält folgende Fassung:

„§ 40

Rechtsstellung

(1) 1Zum Bau und Betrieb einer Bergbahn des öffentli-
chen Verkehrs sowie für wesentliche Erweiterungen oder
wesentliche Änderungen ist eine Erlaubnis erforderlich.
2Für die Erlaubnis müssen die Voraussetzungen des § 5 er-
füllt sein. 3Die Prüfung des Verkehrsbedürfnisses unter-
bleibt, jedoch darf das Unternehmen den Interessen des
öffentlichen Verkehrs nicht zuwiderlaufen. 

(2) Das für Bergbahnen zuständige Ministerium bestimmt
die für die Erteilung der Erlaubnis zuständige Behörde.“

Artikel 5

Änderung des Niedersächsischen Gesetzes 
zur Übertragung von Förderaufgaben auf die 

Investitions- und Förderbank Niedersachsen GmbH

Nummer 1 der Anlage zu § 1 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes zur
Übertragung von Förderaufgaben auf die Investitions- und
Förderbank Niedersachsen GmbH vom 23. Januar 2003 (Nds.
GVBl. S. 21) wird wie folgt geändert:

1. Nach Buchstabe j werden die folgenden neuen Buchsta-
ben k und l eingefügt:

„k) Förderung von Maßnahmen der Arbeitsmarktpolitik,

l) Förderung von Maßnahmen der beruflichen Aufstiegs-
fortbildung,“.

2. Die bisherigen Buchstaben k und l werden Buchstaben m
und n.

Artikel 6

Änderung des 
Niedersächsischen Versicherungsaufsichtsgesetzes

§ 4 des Niedersächsischen Versicherungsaufsichtsgesetzes
vom 28. März 1990 (Nds. GVBl. S. 125) wird wie folgt ge-
ändert:

1. Der bisherige Absatz 1 wird einziger Absatz.

2. Absatz 2 wird gestrichen.

Artikel 7

Änderung des 
Niedersächsischen Nahverkehrsgesetzes

Nach § 8 des Niedersächsischen Nahverkehrsgesetzes vom
28. Juni 1995 (Nds. GVBl. S. 180), geändert durch Artikel 32
des Gesetzes vom 20. November 2001 (Nds. GVBl. S. 701),
wird der folgende § 8 a eingefügt:

„§ 8 a

Aufgabenübertragung

(1) 1Juristischen Personen des privaten Rechts kann mit
ihrem Einverständnis durch Verwaltungsakt oder öffentlich-
rechtlichen Vertrag die Befugnis verliehen werden, in Ab-
satz 2 genannte Verwaltungsaufgaben im eigenen Namen und
in den Handlungsformen des öffentlichen Rechts wahrzuneh-
men, wenn die Beleihung im öffentlichen Interesse liegt und
die Beliehene die Gewähr für eine sachgerechte Erfüllung der
ihr übertragenen Aufgaben bietet. 2Für die Verleihung und die
Entziehung der Befugnis ist das Fachministerium zuständig.
3Die Beliehene unterliegt der Fachaufsicht des Fachministeri-
ums und der Prüfung durch den Landesrechnungshof.

(2) Nach Absatz 1 Satz 1 können übertragen werden

1. die Aufgaben der Genehmigungsbehörde in den Angele-
genheiten des Straßenbahn-, des Obus-, des Linien- und
des Auslandsverkehrs mit Kraftfahrzeugen nach dem Per-
sonenbeförderungsgesetz und den aufgrund des Personen-
beförderungsgesetzes erlassenen Rechtsvorschriften,

2. die Förderung von Vorhaben des öffentlichen Personen-
nahverkehrs einschließlich der Förderung der Anschaf-
fung von Omnibussen,

3. die Förderung von Vorhaben der nichtbundeseigenen Eisen-
bahnen und

4. die Bearbeitung von Ausgleichsanträgen der nichtbundes-
eigenen Eisenbahnen nach den §§ 6 a und 16 Abs. 1 Nrn. 2
und 3 des Allgemeines Eisenbahngesetzes.“

Artikel 8

In-Kraft-Treten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2005 in Kraft.

Hannover, den 5. November 2004

Der Präsident des Niedersächsischen Landtages

Jürgen  G a n s ä u e r

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Christian  W u l f f
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G e s e t z
zur Umsetzung der Verwaltungsmodernisierung 

im Geschäftsbereich des Kultusministeriums

Vom 5. November 2004

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Änderung des Niedersächsischen Schulgesetzes

Das Niedersächsische Schulgesetz in der Fassung vom 3. März
1998 (Nds. GVBl. S. 137), zuletzt geändert durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 29. April 2004 (Nds. GVBl. S. 140), wird wie
folgt geändert:

1. § 119 Nr. 2 erhält folgende Fassung:

„2. die Landesschulbehörde als nachgeordnete Schulbe-
hörde.“

2. § 169 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 2 werden die Worte „in jedem Regierungsbe-
zirk“ durch die Worte „im Gebiet jedes der bis zum
31. Dezember 2004 bestehenden Regierungsbezirke“
ersetzt.

b) In Satz 4 werden die Worte „eines Regierungsbezirks“
durch die Worte „im Gebiet jedes der bis zum 31. De-
zember 2004 bestehenden Regierungsbezirke“ ersetzt.

Artikel 2

Änderung des Gesetzes 
über Tageseinrichtungen für Kinder

Das Gesetz über Tageseinrichtungen für Kinder in der Fas-
sung vom 7. Februar 2002 (Nds. GVBl. S. 57) wird wie folgt
geändert:

1. In § 4 Abs. 1 Satz 3, Abs. 2 Satz 3, Abs. 3 Satz 3 und Abs. 4
werden jeweils die Worte „die Bezirksregierung Hannover
— Niedersächsisches Landesjugendamt —“ durch die
Worte „das Landesjugendamt“ ersetzt.

2. In § 7 Abs. 1 Satz 2 werden die Worte „Die Bezirksregie-
rung Hannover — Niedersächsisches Landesjugendamt —“
durch die Worte „Das Landesjugendamt“ ersetzt.

3. In § 11 Abs. 2 Satz 2 werden die Worte „Die Bezirksregie-
rung Hannover — Niedersächsisches Landesjugendamt —“
durch die Worte „Das Landesjugendamt“ ersetzt.

4. In § 13 Abs. 4 werden die Worte „der Bezirksregierung
Hannover — Niedersächsisches Landesjugendamt —“
durch die Worte „dem Landesjugendamt“ ersetzt.

5. In § 16 Abs. 5 werden die Worte „Die Bezirksregierung
Hannover — Niedersächsisches Landesjugendamt —“
durch die Worte „Das Landesjugendamt“ ersetzt.

6. § 22 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In den Sätzen 1 und 4 werden jeweils die Worte
„die Bezirksregierung Hannover — Niedersächsi-
sches Landesjugendamt —“ durch die Worte „das
Landesjugendamt“ ersetzt.

bb) In Satz 6 wird die Verweisung „Absatz 1 Satz 5“
durch die Verweisung „Absatz 1 Satz 4“ ersetzt.

b) Die Absätze 3 bis 6 werden gestrichen.

Artikel 3

Änderung des 
Niedersächsischen Personalvertretungsgesetzes

Das Niedersächsische Personalvertretungsgesetz in der Fas-
sung vom 22. Januar 1998 (Nds. GVBl. S. 19, 581), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 16. September 2004
(Nds. GVBl. S. 362), wird wie folgt geändert: 

1. § 72 a wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift wird das Wort „Bezirksregierung“
durch das Wort „Landesschulbehörde“ ersetzt.

b) In Satz 1 werden die Worte „Die Bezirksregierungen“
durch die Worte „Die Landesschulbehörde“ ersetzt.

2. In § 95 Abs. 2 Satz 1 werden die Worte „In jeder nachge-
ordneten Schulbehörde“ durch die Worte „Im Gebiet jedes
der bis zum 31. Dezember 2004 bestehenden Regierungs-
bezirke“ ersetzt. 

3. § 96 Abs. 3 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1.

b) Es wird der folgende Satz 2 angefügt:

„2Abweichend von § 47 Abs. 4 in Verbindung mit § 11
Abs. 4 sind Lehrkräfte, die zum Dienst an Schulen in
freier Trägerschaft beurlaubt sind, bei den Wahlen zu
den Schulstufenvertretungen wahlberechtigt.“

4. § 102 Satz 1 erhält folgende Fassung:

„1Bei Maßnahmen, die Schulleiterinnen, Schulleiter und
Lehrkräfte betreffen, die entweder zum Auslandsschul-
dienst beurlaubt sind und deren Wahlrecht nach § 11
Abs. 4 in Verbindung mit § 96 Abs. 3 erloschen ist oder
die zum Dienst an Schulen in freier Trägerschaft beurlaubt
sind, ist nur die zuständige Schulpersonalvertretung zu
beteiligen.“

Artikel 4

Änderung des 
Niedersächsischen Besoldungsgesetzes

§ 1

Das Niedersächsische Besoldungsgesetz in der Fassung vom
11. Februar 2004 (Nds. GVBl. S. 44), zuletzt geändert durch
Artikel 3 des Gesetzes vom 5. November 2004 (Nds. GVBl.
S. 402), wird wie folgt geändert:

1. Die Niedersächsische Besoldungsordnung A wird wie folgt
geändert: 

a) In der Besoldungsgruppe 13 werden

aa) beim Amt „Förderschulrektorin, Förderschulrektor“ 

im zweiten Funktionszusatz die Worte „als Leite-
rin oder Leiter“ gestrichen,

bb) beim Amt „Konrektorin, Konrektor“ 

der Funktionszusatz „— als Dezernentin oder
Dezernent beim Landesinstitut für Fortbildung
und Weiterbildung im Schulwesen und Medien-
pädagogik —“ durch den Funktionszusatz „— als
Dezernentin oder Dezernent beim Landesamt für
Lehrerbildung und Schulentwicklung —“ ersetzt,
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cc) beim Amt „Rektorin, Rektor“

der Funktionszusatz „einer schulformunabhängi-
gen Orientierungsstufe mit einer Schülerzahl bis
180 an einer Kooperativen Gesamtschule2),“ gestri-
chen,

im Funktionszusatz „eines bei einer Gesamtschule
geführten Primarbereichs mit einer Schülerzahl
von mehr als 360 —“ der Fußnotenhinweis „2)“ vor
die Schließung der Parenthese gesetzt,

dd) beim Amt „Studienrätin, Studienrat“

der Funktionszusatz „— als Leiterin oder Leiter
einer schulformunabhängigen Orientierungsstufe
mit einer Schülerzahl bis 180 an einer Kooperati-
ven Gesamtschule —2)“ gestrichen,

ee) beim Amt „Zweite Konrektorin, Zweiter Konrektor“ 

im zweiten Funktionszusatz das Wort „Sonder-
schulzweig“ durch das Wort „Förderschulzweig“
ersetzt.

b) In der Besoldungsgruppe 14 werden

aa) bei den Ämtern „Förderschulkonrektorin, Förder-
schulkonrektor“ und „Realschulkonrektorin, Real-
schulkonrektor“ jeweils der Funktionszusatz 

„— als Dezernentin oder Dezernent beim Landes-
institut für Fortbildung und Weiterbildung im
Schulwesen und Medienpädagogik —“ durch den
Funktionszusatz „— als Dezernentin oder Dezer-
nent beim Landesamt für Lehrerbildung und
Schulentwicklung —“ ersetzt,

bb) beim Amt „Oberstudienrätin, Oberstudienrat“

der Funktionszusatz „— als Dezernentin oder De-
zernent beim Landesinstitut für Fortbildung und
Weiterbildung im Schulwesen und Medienpäd-
agogik —“ durch den Funktionszusatz „— als
Dezernentin oder Dezernent beim Landesamt für
Lehrerbildung und Schulentwicklung —“ ersetzt 

und die Funktionszusätze „— als die ständige Ver-
treterin oder der ständige Vertreter der Leiterin
oder des Leiters“, „— als die zweite ständige Ver-
treterin oder der zweite ständige Vertreter der
Leiterin oder des Leiters“ und „— als Leiterin oder
Leiter“ jeweils mit allen Zusatzangaben zu den be-
treffenden Orientierungsstufen gestrichen,

cc) beim Amt „Rektorin, Rektor“ 

der Funktionszusatz „— als Leiterin oder Leiter“
mit allen Zusatzangaben zu den betreffenden
Orientierungsstufen gestrichen,

dd) am Ende die Fußnote 9 gestrichen.

c) In der Besoldungsgruppe 15 werden 

aa) die Ämter „Direktorin oder Direktor beim Landes-
prüfungsamt für Lehrämter — als Leiterin oder
Leiter des Dezernats für Prüfungen für Lehrämter
des gehobenen Dienstes —3)“ und „Direktorin oder
Direktor beim Landesinstitut für Schulentwick-
lung und Bildung — als Leiterin oder Leiter eines
Fachbereichs oder als Dezernentin oder Dezernent
mit besonders herausgehobenen Aufgaben —1)4)“,

bb) beim Amt „Studiendirektorin, Studiendirektor“ im
Funktionszusatz „als Leiterin oder Leiter“ die
Worte „einer selbständigen schulformunabhängi-
gen Orientierungsstufe mit einer Schülerzahl von
mehr als 360“

gestrichen,

cc) das Amt „Direktorin oder Direktor beim Landes-
amt für Lehrerbildung und Schulentwicklung“
eingefügt,

dd) am Ende die Fußnote 4 gestrichen.

d) In der Besoldungsgruppe 16 werden

aa) die Ämter „Leitende Direktorin oder Leitender
Direktor beim Landesinstitut für Schulentwick-
lung und Bildung“ und „Leitende Direktorin oder
Leitender Direktor beim Landesprüfungsamt für
Lehrämter“ mit allen Funktionszusätzen gestri-
chen,

bb) das Amt „Leitende Direktorin oder Leitender
Direktor beim Landesamt für Lehrerbildung und
Schulentwicklung“ eingefügt,

cc) am Ende die Fußnoten 2 und 5 gestrichen.

2. Im Anhang zur Niedersächsischen Besoldungsordnung A
werden eingefügt:

a) in Besoldungsgruppe 13 

aa) die Ämter „Rektorin, Rektor — einer schulform-
unabhängigen Orientierungsstufe mit einer Schü-
lerzahl bis 180 an einer Kooperativen Gesamt-
schule — 4)“ und „Studienrätin, Studienrat — als
Leiterin oder Leiter einer schulformunabhängigen
Orientierungsstufe mit einer Schülerzahl bis 180
an einer Kooperativen Gesamtschule —4)“,

bb) am Ende die folgende Fußnote 4:

„4) Erhält eine Amtszulage nach Anlage 2.“;

b) in Besoldungsgruppe 14 die Ämter

aa) „Oberstudienrätin, Oberstudienrat“ mit den Funk-
tionszusätzen

„— als die ständige Vertreterin oder der ständige
Vertreter der Leiterin oder des Leiters 

einer selbständigen schulformunabhängigen Orien-
tierungsstufe mit einer Schülerzahl von 181 bis
360, 

einer selbständigen schulformunabhängigen Orien-
tierungsstufe mit einer Schülerzahl von mehr als
3604)5) —“,

„— als die zweite ständige Vertreterin oder der
zweite ständige Vertreter der Leiterin oder des Lei-
ters einer selbständigen schulformunabhängigen
Orientierungsstufe mit einer Schülerzahl von mehr
als 540 —“,

„— als Leiterin oder Leiter

einer selbständigen schulformunabhängigen Orien-
tierungsstufe mit einer Schülerzahl bis 180,

einer selbständigen schulformunabhängigen Orien-
tierungsstufe mit einer Schülerzahl von 181 bis
3604)5),

einer schulformunabhängigen Orientierungsstufe
mit einer Schülerzahl von 181 bis 360 an einer Ko-
operativen Gesamtschule,

einer schulformunabhängigen Orientierungsstufe
mit einer Schülerzahl von mehr als 360 an einer
Kooperativen Gesamtschule4)5) —“,

bb) „Rektorin, Rektor“ mit den Funktionszusätzen

„— als Leiterin oder Leiter

einer schulformunabhängigen Orientierungsstufe
mit einer Schülerzahl von 181 bis 360 an einer
Kooperativen Gesamtschule,

einer schulformunabhängigen Orientierungsstufe
mit einer Schülerzahl von mehr als 360 an einer
Kooperativen Gesamtschule4) —“, 
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cc) am Ende die folgenden Fußnoten 4 und 5:

„4) Erhält eine Amtszulage nach Anlage 2.
5) Im Rahmen der Obergrenze nach Fußnote 9

zur Besoldungsgruppe A 15 der Bundesbesol-
dungsordnung A.“;

c) in Besoldungsgruppe 15

aa) das Amt „Direktorin oder Direktor beim Landes-
prüfungsamt für Lehrämter — als Leiterin oder
Leiter des Dezernats für Prüfungen für Lehrämter
des gehobenen Dienstes — 5)“,

bb) beim Amt „Studiendirektorin, Studiendirektor“
der Funktionszusatz „— als Leiterin oder Leiter
einer selbständigen schulformunabhängigen Orien-
tierungsstufe mit einer Schülerzahl von mehr als
360 —“,

cc) am Ende die folgende Fußnote 5:

„5) Erhält eine Amtszulage nach Anlage 2.“;

d) in Besoldungsgruppe 16

aa) das Amt „Leitende Direktorin oder Leitender
Direktor beim Landesinstitut für Schulentwick-
lung und Bildung 

— als Leiterin oder Leiter eines Fachbereichs —3)4)“,

bb) das Amt „Leitende Direktorin oder Leitender
Direktor beim Landesprüfungsamt für Lehrämter

— als Leiterin oder Leiter 

des Dezernats für Prüfungen für das Lehramt an
Gymnasien, 

des Dezernats für Prüfungen für das Lehramt an
berufsbildenden Schulen —“,

cc) am Ende die folgenden Fußnoten 3 und 4:

„3) Höchstens vier Ämter.
4) Für Beamtinnen und Beamte mit der Befähi-

gung für eine Laufbahn des höheren Dienstes
einschließlich des Schulaufsichtsdienstes.“

3. In der Niedersächsischen Besoldungsordnung B werden in
der Besoldungsgruppe 2 

a) die Ämter „Direktorin oder Direktor des Landesinsti-
tuts für Schulentwicklung und Bildung“ und „Direk-
torin oder Direktor des Landesprüfungsamtes für Lehr-
ämter“ gestrichen,

b) das Amt „Präsidentin oder Präsident des Landesamtes
für Lehrerbildung und Schulentwicklung“ eingefügt.

4. In der Anlage 2 werden in der Tabelle die folgenden Zeilen
eingefügt:

§ 2

Überleitungen

1Beamtinnen und Beamte in Ämtern, bei denen sich durch
§ 1 ein Funktionszusatz ändert, werden durch dieses Gesetz
in das Amt mit der neuen Funktionsbezeichnung übergeleitet.
2Beamtinnen und Beamte in Ämtern, die in den Besoldungs-
ordnungen A und B gestrichen und nicht in den jeweiligen
Anhang zu diesen Besoldungsordnungen übernommen wer-
den, werden nach Maßgabe der Anlage in die neuen Ämter
übergeleitet.

Artikel 5

In-Kraft-Treten

1Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2005 in Kraft. 2Abweichend
von Satz 1 tritt Artikel 2 am Tag nach der Verkündung dieses
Gesetzes in Kraft.

Hannover, den 5. November 2004

Der Präsident des Niedersächsischen Landtages

Jürgen  G a n s ä u e r

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Christian  W u l f f

„A 13 Anhang 4 151,91 155,56 157,12 158,69 158,69“,

„A 14 Anhang 4 151,91 155,56 157,12 158,69 158,69“,

„A 15 Anhang 5 151,91 155,56 157,12 158,69 158,69“.
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Anlage
(zu Artikel 4 § 2)

Überleitungsübersicht

Bisherige Besoldungsgruppe, 
Amtsbezeichnung, Funktion

Neue 
Besoldungs-
gruppe

Neue Amtsbezeichnung, Funktion

Besoldungsgruppe A 15

Direktorin oder Direktor beim Landesinstitut für Schul-
entwicklung und Bildung

— als Leiterin oder Leiter eines Fachbereichs oder als
Dezernentin oder Dezernent mit besonders heraus-
gehobenen Aufgaben —

— Direktorin oder Direktor beim Landesamt für Lehrerbil-
dung und Schulentwicklung

Direktorin oder Direktor beim Landesprüfungsamt für
Lehrämter

—  soweit nicht Leiterin oder Leiter des Dezernats für
Prüfungen für Lehrämter des gehobenen Dienstes —

— Direktorin oder Direktor beim Landesamt für Lehrerbil-
dung und Schulentwicklung

Besoldungsgruppe B 2

Direktorin oder Direktor des Landesinstituts für Schul-
entwicklung und Bildung

— Präsidentin oder Präsident des Landesamtes für Lehrer-
bildung und Schulentwicklung
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G e s e t z
zur Umsetzung der Verwaltungsmodernisierung 

in den Bereichen Fischerei, Landwirtschaft 
und Raumordnung

Vom 5. November 2004

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Änderung des Niedersächsischen Fischereigesetzes

Das Niedersächsische Fischereigesetz vom 1. Februar 1978
(Nds. GVBl. S. 81), zuletzt geändert durch Artikel 36 des
Gesetzes vom 20. November 2001 (Nds. GVBl. S. 701), wird
wie folgt geändert:

1. In § 4 Abs. 2 Satz 1 wird die Verweisung „§ 98“ durch die
Verweisung „§§ 127, 128“ ersetzt.

2. In § 5 Abs. 1 Satz 1 wird die Verweisung „§ 98“ durch die
Verweisung „§§ 127, 128“ ersetzt.

3. In § 6 Abs. 1 Satz 2 wird die Verweisung „§ 98“ durch die
Verweisung „§§ 127, 128“ ersetzt.

4. In § 9 Abs. 1 Satz 3 wird die Verweisung „§§ 72, 74 und
75“ durch die Verweisung „§§ 91, 93 und 94“ ersetzt.

5. In § 10 Abs. 3 Satz 2 wird nach dem Wort „Das“ das Wort
„Niedersächsische“ eingefügt.

6. In § 12 Satz 3 wird die Verweisung „§§ 571 bis 579“
durch die Verweisung „§§ 566 bis 567 b“ ersetzt.

7. In § 17 Abs. 1 Satz 2 werden die Worte „Der zuständige
Minister“ durch die Worte „Das Fachministerium“ ersetzt.

8.  In § 37 Abs. 2 Satz 4 werden die Worte „die Bezirksregie-
rung“ durch die Worte „das Fachministerium“ ersetzt.

9. In § 39 werden die Worte „einschließlich der oberen
Kommunalaufsichtsbehörden“ gestrichen.

10. § 41 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Satz 1 wird einziger Satz.

b) Satz 2 wird gestrichen.

11. § 43 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 werden im einleitenden Satzteil die Worte
„Bezirksregierung kann für Gewässer erster Ordnung“
durch die Worte „Landkreise und kreisfreien Städte
können“ ersetzt.

b) Satz 2 wird gestrichen.

c) Die bisherigen Sätze 3 und 4 werden die Sätze 2 und 3.

12. § 44 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Halbsatz 1 werden die Worte „Die Bezirks-
regierung“ durch die Worte „Der fischereikundli-
che Dienst (§ 60)“ ersetzt. 

bb) In Halbsatz 2 wird das Wort „sie“ durch das Wort
„er“ ersetzt.

b) In Absatz 3 Satz 2 werden die Worte „Der zuständige
Minister“ durch die Worte „Das Fachministerium“ er-
setzt.

13. In § 45 Abs. 2 Satz 2 werden die Worte „Der zuständige
Minister“ durch die Worte „Das Fachministerium“ ersetzt.

14. In § 46 Abs. 1 und 2 werden jeweils die Worte „Der zu-
ständige Minister“ durch die Worte „Das Fachministeri-
um“ ersetzt.

15. In § 47 Satz 3 werden die Worte „Der zuständige Minis-
ter“ durch die Worte „Das Fachministerium“ ersetzt.

16. § 48 Abs. 3 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 werden die Worte „Die Bezirksregierung
setzt für Gewässer erster Ordnung“ durch die Worte
„Die Landkreise und kreisfreien Städte setzen“ ersetzt.

b) Satz 2 wird gestrichen.

c) Die bisherigen Sätze 3 und 4 werden Sätze 2 und 3.

17. § 49 wird wie folgt geändert:

a) Dem Absatz 1 wird der folgende Satz 2 angefügt: 

„2Der fischereikundliche Dienst (§ 60) kann für wis-
senschaftliche Zwecke und Funktionskontrollen Aus-
nahmen zulassen.“

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Worte „Die Bezirksregierung
setzt für Gewässer erster Ordnung“ durch die
Worte „Die Landkreise und kreisfreien Städte set-
zen“ ersetzt.

bb) Satz 2 wird gestrichen.

cc) Die bisherigen Sätze 3 und 4 werden Sätze 2 und 3.

18. § 53 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 werden im einleitenden Satzteil die Worte
„der zuständige Minister“ durch die Worte „das Fach-
ministerium“ ersetzt.

b) In Absatz 2 werden die Worte „Der zuständige Minis-
ter“ durch die Worte „Das Fachministerium“ ersetzt.

c) In Absatz 3 werden die Worte „Der zuständige Minis-
ter“ durch die Worte „Das Fachministerium“ ersetzt.

d) In Absatz 4 wird die Verweisung „§ 81“ durch die Ver-
weisung „§ 98“ ersetzt.

19. In § 54 Abs. 3 werden im einleitenden Satzteil die Worte
„den zuständigen Minister“ durch die Worte „das Fach-
ministerium“ ersetzt.

20. In § 58 Abs. 2 werden die Worte „Der zuständige Minis-
ter“ durch die Worte „Das Fachministerium“ ersetzt.

21. § 59 Abs. 3 Nr. 1 erhält folgende Fassung: 

„1. die betreut werden (§ 1896 des Bürgerlichen Gesetz-
buchs),“.

22. § 60 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 3 werden das Wort „Sie“ durch die Worte „Die
Angehörigen des fischereikundlichen Dienstes sowie
dessen Beauftragte“ und die Worte „des Berechtigten“
durch die Worte „der Berechtigten“ ersetzt.

b) Es wird der folgende Satz 4 angefügt: 

„4Die Benachrichtigung kann durch ortsübliche Be-
kanntmachung der zuständigen Gemeinde ersetzt
werden, wenn die Berechtigten schwer zu ermitteln
sind.“

23. In § 64 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „die Bezirksregie-
rung“ durch die Worte „das Fachministerium“ ersetzt.
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24. Die §§ 71, 72 und 73 Abs. 2 werden gestrichen.

25. Die Anlage 2 (zu § 18 Abs. 1) wird wie folgt geändert:

a) In Lfd. Nr. 31 werden in der Spalte „Anfang der
Strecke“ die Worte „Landesgrenze gegen die DDR“
durch die Worte „Landesgrenze gegen Sachsen-An-
halt“ ersetzt.

b) Lfd. Nr. 34 wird wie folgt geändert:

aa) In der Spalte „Anfang der Strecke“ werden die
Worte „Landesgrenze gegen die DDR“ durch die
Worte „Landesgrenze gegen Thüringen“ ersetzt.

bb) In der Spalte „zugehörige Nebengewässer“ wer-
den die Worte „die DDR“ durch das Wort „Thü-
ringen“ ersetzt.

Artikel 2

Änderung des Niedersächsischen Ausführungsgesetzes 
zum Grundstücksverkehrsgesetz

In § 1 des Niedersächsischen Ausführungsgesetzes zum
Grundstücksverkehrsgesetz vom 11. Februar 1970 (Nds. GVBl.
S. 30) wird die Angabe „0,25“ durch die Angabe „1,00“ er-
setzt.

Artikel 3

Änderung des Realverbandsgesetzes

Das Realverbandsgesetz vom 4. November 1969 (Nds.
GVBl. S. 187), zuletzt geändert durch § 45 des Gesetzes vom
21. März 2002 (Nds. GVBl. S. 112), wird wie folgt geändert:

1. In § 12 Abs. 3 Satz 2 wird die Verweisung „§§ 504 bis 510
Abs. 1, §§ 511, 512“ durch die Verweisung „§§ 463 bis
469 Abs. 1, §§ 470, 471“ ersetzt.

2. In § 21 Abs. 2 werden die Worte „der Regierungspräsi-
dent (Präsident des Verwaltungsbezirks)“ durch die Wor-
te „das für Landwirtschaft zuständige Ministerium
(Fachministerium)“ ersetzt.

3. § 27 Abs. 1 Satz 3 erhält folgende Fassung: 

„3Die Aufteilung eines Genossenschaftswaldes ist unzu-
lässig, wenn sie zu einer unwirtschaftlichen Zersplitte-
rung führt.“

4. § 28 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Absatz 1 wird einziger Absatz.

b) Absatz 2 wird gestrichen.

5. § 32 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 3 werden die Worte „der Regierungspräsi-
dent (Präsident des Verwaltungsbezirks)“ durch die
Worte „das Fachministerium“ ersetzt.

b) Absatz 4 erhält folgende Fassung:

„(4) 1Werden die Geschäfte des Realverbandes von
einer kreisfreien oder großen selbständigen Stadt ge-
führt, so unterliegt der Realverband der Aufsicht des
Fachministeriums. 2Führt eine andere Gemeinde die
Geschäfte des Realverbandes, so unterliegt der Real-
verband der Aufsicht des Landkreises, in dem die
Gemeinde liegt.“

c) In Absatz 5 werden die Worte „den Regierungspräsi-
denten (Präsidenten des Verwaltungsbezirks)“ durch
die Worte „das Fachministerium“ ersetzt.

6. In § 34 werden die Worte „einschließlich der oberen
Kommunalaufsichtsbehörden“ gestrichen.

7. In § 36 Abs. 2 werden die Worte „Gerichte, Gemeinden,
Kataster- und Kulturämter“ durch die Worte „Gerichte
und Behörden“ ersetzt.

8. In § 37 Abs. 1 Satz 2 werden die Worte „des Kulturamts“
durch die Worte „der Aufsichtsbehörde“ ersetzt.

9. § 38 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Absatz 1 wird einziger Absatz und wie
folgt geändert:

Die Worte „des Kulturamts“ werden durch die Worte
„der Aufsichtsbehörde“ ersetzt.

b) Absatz 2 wird gestrichen.

10. § 44 Abs. 2 Satz 3 wird gestrichen.

11. § 48 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 Nr. 2 werden die Worte „Präsidenten des
Verwaltungsbezirks Oldenburg“ durch die Worte
„Landkreises oder der kreisfreien Stadt“ ersetzt.

b) Es wird der folgende neue Satz 2 eingefügt:

„2Würde der neue Realverband räumlich den Zustän-
digkeitsbereich einer der in Satz 1 genannten Behör-
den überschreiten, so bestimmt das Fachministerium
die für die Gründung zuständige Behörde.“

c) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3.

12. § 51 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Worte „das Kulturamt“
durch die Worte „die Flurbereinigungsbehörde“
ersetzt.

bb) In Satz 2 werden die Worte „vom Kulturamt“
durch die Worte „von der Flurbereinigungsbehör-
de“ und die Worte „dem Kulturamt“ durch die
Worte „der Flurbereinigungsbehörde“ ersetzt.

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Worte „Das Kulturamt“
durch die Worte „Die Flurbereinigungsbehörde“
ersetzt.

bb) In Satz 3 werden die Worte „beim Kulturamt“
durch die Worte „bei der Flurbereinigungsbehörde“
ersetzt.

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Worte „das Kulturamt“
durch die Worte „die Flurbereinigungsbehörde“
ersetzt.

bb) Satz 3 erhält folgende Fassung:

„3Im Übrigen hat die Flurbereinigungsbehörde
entsprechend § 40 Abs. 4 Sätze 3 bis 5 zu ver-
fahren.“

Artikel 4

Änderung des Niedersächsischen Ausführungsgesetzes 
zum Flurbereinigungsgesetz

Die §§ 1 bis 3, 5 und 8 des Niedersächsischen Ausführungs-
gesetzes zum Flurbereinigungsgesetz vom 20. Dezember 1954
(Nds. GVBl. Sb. I S. 642), zuletzt geändert durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 9. April 1973 (Nds. GVBl. S. 104) und durch
§ 25 Abs. 7 Nr. 15 des Gesetzes vom 17. Dezember 1982
(BGBl. I S. 1777), werden gestrichen.



Nds. GVBl. Nr. 31/2004, ausgegeben am 11. 11. 2004

414

Artikel 5

Änderung des Gesetzes über Landwirtschaftskammern

§ 1 Abs. 1 des Gesetzes über Landwirtschaftskammern in
der Fassung vom 10. Februar 2003 (Nds. GVBl. S. 61, 176)
wird wie folgt geändert:

1. Satz 2 erhält folgende Fassung:

„2Die Landwirtschaftskammer in Hannover ist zuständig
für das Gebiet der Region Hannover, der Landkreise Celle,
Cuxhaven, Diepholz, Göttingen, Gifhorn, Goslar, Hameln-
Pyrmont, Harburg, Helmstedt, Hildesheim, Holzminden,
Lüchow-Dannenberg, Lüneburg, Nienburg (Weser), Nort-
heim, Osterholz, Osterode am Harz, Peine, Rotenburg
(Wümme), Schaumburg, Soltau-Fallingbostel, Stade, Uel-
zen, Verden, Wolfenbüttel und der kreisfreien Städte
Braunschweig, Salzgitter und Wolfsburg.“

2. Es wird der folgende Satz 3 angefügt:

„3Die Landwirtschaftskammer in Oldenburg ist zuständig
für das Gebiet der Landkreise Ammerland, Aurich, Clop-
penburg, Emsland, Friesland, Grafschaft Bentheim, Leer,
Oldenburg, Osnabrück, Vechta, Wesermarsch, Wittmund
und der kreisfreien Städte Delmenhorst, Emden, Olden-
burg (Oldenburg), Osnabrück und Wilhelmshaven.“

Artikel 6

Änderung des Niedersächsischen Gesetzes 
über Raumordnung und Landesplanung

Das Niedersächsische Gesetz über Raumordnung und Lan-
desplanung vom 18. Mai 2001 (Nds. GVBl. S. 301), geändert
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 30. Oktober 2001 (Nds.
GVBl. S. 668), wird wie folgt geändert:

1. In § 4 Abs. 1 Satz 3 wird die Verweisung „§ 19 d des Bun-
desnaturschutzgesetzes“ durch die Verweisung „§ 34 c
Abs. 1 bis 5 des Niedersächsischen Naturschutzgesetzes“
ersetzt.

2. § 6 Abs. 2 Satz 1 Nr. 6 erhält folgende Fassung:

„6. die von der obersten Naturschutzbehörde anerkann-
ten Vereine,“.

3. § 8 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 Satz 1 Nr. 4 erhält folgende Fassung:

„4. die von der obersten Naturschutzbehörde aner-
kannten Vereine,“.

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird das Wort „Aufsichtsbehörde“ durch
die Worte „obersten Landesplanungsbehörde“ er-
setzt.

bb) In Satz 2 wird das Wort „Aufsichtsbehörde“ durch
die Worte „oberste Landesplanungsbehörde“ er-
setzt.

c) In Absatz 5 Satz 1 wird das Wort „Aufsichtsbehörde“
durch die Worte „obersten Landesplanungsbehörde“
ersetzt.

4. In § 20 Satz 1 wird das Wort „obere“ durch das Wort
„oberste“ ersetzt.

5. In § 23 Abs. 1 wird das Wort „obere“ durch das Wort
„oberste“ ersetzt.

6. § 24 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 1 werden das Komma und die Worte
„obere Landesplanungsbehörden sind die Bezirksregie-
rungen“ gestrichen.

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Der bisherige Satz 1 wird einziger Satz.

bb) Satz 2 wird gestrichen.

7. § 25 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Der bisherige Satz 1 wird einziger Satz.

bb) Satz 2 wird gestrichen.

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) 1Berührt ein Vorhaben den Bereich mehrerer
unterer Landesplanungsbehörden, so bestimmen diese
untereinander die für das Raumordnungsverfahren zu-
ständige Behörde. ²Kommt eine Einigung nicht zustan-
de, bestimmt die oberste Landesplanungsbehörde die
zuständige untere Landesplanungsbehörde.“

c) In Absatz 3 werden die Worte „oder der örtlich zustän-
digen oberen Landesplanungsbehörde übertragen“ ge-
strichen.

d) Absatz 4 erhält folgende Fassung:

„(4) 1Die unteren Landesplanungsbehörden sind
außerdem zuständig für 

1. die Durchführung von Zielabweichungsverfahren
zu Zielen in Regionalen Raumordnungsprogram-
men (§ 11 Abs. 1),

2. die Durchführung von Raumordnungsverfahren,
die mit Zielabweichungsverfahren nach Nummer 1
verknüpft sind (§ 11 Abs. 3), und 

3. die Untersagung raumordnungswidriger Planungen
und Maßnahmen (§ 22), die nicht mit dem gelten-
den oder dem in Aufstellung befindlichen Regiona-
len Raumordnungsprogramm vereinbar wären.

2Die oberste Landesplanungsbehörde ist für Verfahren
nach Satz 1 zuständig, wenn es dabei um Vorhaben
geht, die nicht mit dem Landes-Raumordnungspro-
gramm vereinbar wären.“

e) Absatz 5 wird gestrichen.

Artikel 7

In-Kraft-Treten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2005 in Kraft.

Hannover, den 5. November 2004

Der Präsident des Niedersächsischen Landtages

Jürgen  G a n s ä u e r

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Christian  W u l f f
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G e s e t z
zur Umsetzung der Verwaltungsmodernisierung 

im Geschäftsbereich des Ministeriums 
für Wissenschaft und Kultur

Vom 5. November 2004

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Änderung des 
Niedersächsischen Denkmalschutzgesetzes

Das Niedersächsische Denkmalschutzgesetz vom 30. Mai
1978 (Nds. GVBl. S. 517), zuletzt geändert durch Artikel 30
des Gesetzes vom 20. November 2001 (Nds. GVBl. S. 701),
wird wie folgt geändert:

1. In § 4 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „die zuständige
staatliche Denkmalbehörde“ durch die Worte „das Lan-
desamt für Denkmalpflege“ ersetzt.

2. § 7 Abs. 4 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1.

b) Es wird der folgende Satz 2 angefügt:

„2Sie sind zu Erhaltungsmaßnahmen im Rahmen ihrer
finanziellen Leistungsfähigkeit verpflichtet.“

3. Dem § 10 wird der folgende Absatz 5 angefügt:

„(5) 1Maßnahmen nach Absatz 1 bedürfen keiner Ge-
nehmigung, wenn sie an Kulturdenkmalen im Eigentum
oder Besitz des Bundes oder des Landes oder durch den
Bund oder das Land ausgeführt werden sollen; sie sind
dem Landesamt für Denkmalpflege mit Planungsbeginn
anzuzeigen. 2Satz 1 gilt entsprechend für Maßnahmen
nach Absatz 1, die durch die Klosterkammer Hannover
oder an Kulturdenkmalen im Eigentum oder Besitz einer
von ihr verwalteten Stiftung ausgeführt werden.“

4. In § 15 werden die Worte „oder oberen“ gestrichen.

5. In § 16 Abs. 1 werden die Worte „Die obere Denkmal-
schutzbehörde“ durch die Worte „Das Landesamt für
Denkmalpflege“ ersetzt.

6. In § 17 wird das Wort „obere“ durch das Wort „untere“
ersetzt.

7. § 19 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Sätze 2 und 3 werden durch den folgenden
neuen Satz 2 ersetzt: 

„2Oberste Denkmalschutzbehörde ist das Fachminis-
terium.“

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Die oberste Denkmalschutzbehörde übt die
Fachaufsicht über die unteren Denkmalschutzbehör-
den aus.“

c) Absatz 4 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 erhält folgende Fassung:

„1Die oberste Denkmalschutzbehörde kann an-
stelle einer unteren Denkmalschutzbehörde tätig
werden oder anordnen, dass das Landesamt für

Denkmalpflege an Stelle einer unteren Denkmal-
schutzbehörde tätig wird, wenn diese eine Wei-
sung nicht innerhalb einer bestimmten Frist
befolgt oder wenn Gefahr im Verzuge ist.“

bb) In Satz 2 wird das Wort „Sie“ durch das Wort „Es“
ersetzt.

8. § 20 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 wird gestrichen.

b) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 2.

9. § 21 wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift und in Satz 1 wird jeweils das Wort
„Institut“ durch das Wort „Landesamt“ ersetzt.

b) Satz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 1 wird das Wort „Denkmalschutz-
behörden“ durch die Worte „Denkmalschutz-,
Bau- und Planungsbehörden, Kirchen“ ersetzt.

bb) In Nummer 2 werden nach dem Wort „veröffent-
lichen“ die Worte „sowie das Verzeichnis nach
§ 4 Abs. 1 aufzustellen und fortzuführen“ einge-
fügt.

c) Satz 3 wird gestrichen.

10. § 22 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 wird das Wort „obere“ durch das Wort „un-
tere“ ersetzt.

b) In Satz 2 werden die Worte „Träger der unteren Denk-
malschutzbehörde, in deren Bezirk sie tätig werden
sollen“ durch die Worte „Landesamt für Denkmal-
pflege“ ersetzt.

11. In § 26 Sätze 1 und 2 wird jeweils das Wort „Institut“
durch das Wort „Landesamt“ ersetzt.

12. In § 36 werden die Worte „geändert durch Vertrag vom
21. Mai 1973 (Nds. GVBl. S. 376)“ durch die Worte: „zu-
letzt geändert durch Vertrag vom 29. Oktober 1993 (Nds.
GVBl. 1994 S. 304)“ ersetzt.

Artikel 2

Änderung des Gesetzes 
über die Gründung des „Georg-Eckert-Instituts 

für internationale Schulbuchforschung“

In § 8 Abs. 2 des Gesetzes über die Gründung des „Georg-
Eckert-Instituts für internationale Schulbuchforschung“ vom
26. Juni 1975 (Nds. GVBl. S. 212), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 1. März 1993 (Nds. GVBl. S. 62), werden die Wor-
te „bei der Bezirksregierung Braunschweig eingerichteten Vor-
prüfungsstelle“ durch die Worte „durch die Satzung oder die
Aufsichtsbehörde bestimmten Stelle“ ersetzt.
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Artikel 3

In-Kraft-Treten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2005 in Kraft.

Hannover, den 5. November 2004

Der Präsident des Niedersächsischen Landtages

Jürgen  G a n s ä u e r

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Christian  W u l f f
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G e s e t z
zur Umsetzung der Verwaltungsmodernisierung 
im Geschäftsbereich des Umweltministeriums

Vom 5. November 2004

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

I n h a l t s ü b e r s i c h t

Artikel 1 Änderung des Niedersächsischen Gesetzes über die Um-
weltverträglichkeitsprüfung 

Artikel 2 Änderung des Niedersächsischen Wassergesetzes 
Artikel 3 Änderung des Niedersächsischen Deichgesetzes 
Artikel 4 Änderung des Niedersächsischen Ausführungsgesetzes

zum Wasserverbandsgesetz 
Artikel 5 Änderung des Niedersächsischen Naturschutzgesetzes 
Artikel 6 Änderung des Gesetzes über den Nationalpark „Harz“ 
Artikel 7 Änderung des Gesetzes über den Nationalpark „Nieder-

sächsisches Wattenmeer“
Artikel 8 Änderung des Gesetzes über das Biosphärenreservat

„Niedersächsische Elbtalaue“ 
Artikel 9 Änderung des Niedersächsischen Abfallgesetzes 
Artikel 10 Änderung des Niedersächsischen Bodenschutzgesetzes 
Artikel 11 Änderung des Niedersächsischen Störfallgesetzes 
Artikel 12 In-Kraft-Treten

Artikel 1

Änderung des Niedersächsischen Gesetzes 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung

§ 6 Abs. 4 des Niedersächsischen Gesetzes über die Um-
weltverträglichkeitsprüfung vom 5. September 2002 (Nds.
GVBl. S. 378) erhält folgende Fassung:

„(4) Für die in § 9 b UVPG genannten Aufgaben bei Vorha-
ben in anderen Staaten benennt das Umweltministerium die
zuständige Landesbehörde.“

Artikel 2

Änderung des Niedersächsischen Wassergesetzes

Das Niedersächsische Wassergesetz in der Fassung vom
10. Juni 2004 (Nds. GVBl. S. 171) wird wie folgt geändert:

1. § 67 erhält folgende Fassung:

„§ 67

Gewässer zweiter Ordnung
1Gewässer zweiter Ordnung sind die nicht zur ersten

Ordnung gehörenden Gewässer, die wegen ihrer überört-
lichen Bedeutung für das Gebiet eines Unterhaltungsver-
bandes (§ 100 Abs. 1) in einem Verzeichnis aufgeführt
sind, das die Wasserbehörde als Verordnung aufstellt.
2Sie hat vor dem Erlass oder der Änderung der Verord-
nung den Unterhaltungsverband zu hören und den bis-
her oder künftig Unterhaltspflichtigen Gelegenheit zu
geben, sich zu äußern.“

2. In § 96 a Satz 2 werden die Worte „die oberen Wasserbe-
hörden“ durch die Worte „andere Landesbehörden“ er-
setzt.

3. § 100 Abs. 2 Satz 3 erhält folgende Fassung: 

„3Mitglieder des Neuhauser Deich- und Unterhaltungs-
verbandes (Nr. 115) sind die Gemeinden.“

4. § 101 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 5 Satz 5 Halbsatz 1 wird das Wort „obere“
gestrichen.

b) Absatz 6 wird gestrichen.

c) Die Absätze 7 und 8 werden Absätze 6 und 7.

5. In § 106 Satz 1 werden die Worte „Die obere Wasser-
behörde“ durch die Worte „Das Fachministerium“ ersetzt. 

6. § 117 Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fassung:

„2Soweit es sich nicht um landeseigene Gewässer oder
Gewässer handelt, die das Land gemäß § 105 zu unterhal-
ten hat, sind die Gewässer erster und zweiter Ordnung
regelmäßig, die Gewässer dritter Ordnung nach Bedarf zu
schauen.“

7. In § 131 Abs. 1 Satz 2 werden die Worte „die oberen Was-
serbehörden“ durch die Worte „andere Landesbehörden“
ersetzt.

8. In § 147 a Satz 2 werden die Worte „die oberen Wasser-
behörden“ durch die Worte „andere Landesbehörden“ er-
setzt.

9. In § 148 Abs. 1 Satz 2 werden die Worte „die oberen
Wasserbehörden“ durch die Worte „andere Landesbehör-
den“ ersetzt.

10. § 154 Abs. 2 Nr. 3 erhält folgende Fassung:

„3. einer wasserwirtschaftlichen Planung widerspricht,“.

11. § 168 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 wird gestrichen.

b) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 2.

c) Im neuen Absatz 2 erhält Satz 4 folgende Fassung:

„4Die Vereinbarung bedarf der Zustimmung des Fach-
ministeriums; sie ist von den Vertragschließenden
ortsüblich bekannt zu machen.“

12. § 170 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) 1Die unteren Wasserbehörden sind zuständig,
soweit dieses Gesetz nichts anderes vorschreibt. 2Das
Fachministerium kann durch Verordnung die Zustän-
digkeit für

1. bestimmte Aufgaben auf sich selbst oder eine an-
dere Landesbehörde und

2. die Entscheidung über die Einleitung aus Abwas-
serbehandlungsanlagen den unteren Wasserbehör-
den auch in außerhalb ihres Gebiets liegende
Küstengewässer

übertragen, wenn dies zur sachgerechten Erfüllung
der Aufgaben erforderlich ist. 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) 1Sind in derselben Sache mehrere Wasserbe-
hörden örtlich zuständig oder ist es zweckmäßig, eine
Angelegenheit in benachbarten Gebieten einheitlich
zu regeln, so bestimmt das Fachministerium die zu-
ständige Wasserbehörde. 2Das Gleiche gilt, wenn die
Grenze zwischen benachbarten Gebieten ungewiss
ist.“

13. § 171 Abs. 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Die von den die Aufgaben nach diesem Gesetz
wahrnehmenden Behörden zu einem bestimmten Zweck
rechtmäßig erhobenen oder rechtmäßig erlangten Daten
dürfen zu jedem in ihrem durch Rechtsvorschriften des
Wasserrechts, des Abwasserabgabenrechts oder des Deich-
rechts bestimmten Aufgabenbereich liegenden Zweck ver-
arbeitet werden.“ 
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14. Die Anlage (zu den §§ 100 bis 102) wird wie folgt geändert:

a) Abschnitt I wird wie folgt geändert:

aa) Die Angaben zum Unterhaltungsverband Nr. 5 erhalten folgende Fassung:

bb) Die Unterhaltungsverbände Nrn. 4, 7, 8 und 9 werden gestrichen.

cc) Die Angaben zum Unterhaltungsverband Nr. 10 erhalten folgende Fassung:

dd) Die Angaben zum Unterhaltungsverband Nr. 39 erhalten folgende Fassung:

ee) Die Angaben zum Unterhaltungsverband Nr. 44 erhalten folgende Fassung:

ff) Die Angaben zum Unterhaltungsverband Nr. 46 erhalten folgende Fassung:

gg) Die Angaben zu den Unterhaltungsverbänden Nrn. 52 bis 54 erhalten folgende Fassung:

hh) Die Angaben zum Unterhaltungsverband Nr. 115 erhalten folgende Fassung:

b) In Abschnitt III erhalten die Angaben zum Unterhaltungsverband Nr. 51 folgende Fassung:

„5 Jeetzel-Seege Lüchow Landkreis 
Lüchow-
Dannenberg

Elbe vom Aland bis zum Ka-
teminer Mühlenbach

einschließlich 
Deichvorland“.

„10 Gewässer- und 
Landschaftspflege-
verband Mittlere 
und Obere Ilmenau

Uelzen Landkreis 
Uelzen

Gerdau, Stederau, Wipper-
au, Ilmenau vom Zusam-
menfluss Gerdau/Stederau
bis zum Hasenburger Müh-
lenbach (einschließlich)“.

„39 Oker Braun-
schweig

Landesbetrieb 
für Wasserwirt-
schaft, Küsten- 
und Naturschutz

Oker ohne Schunter, ein-
schließlich Stimmecke

einschließlich der in den Mit-
tellandkanal von km 216,3 bis
km 220 entwässernden Flä-
chen“.

„44 Untere Fuhse Burgdorf Region 
Hannover

Aller, linksseitig, von der
Fuhse bis zum Fuhse-Kanal
(einschließlich) und Fuhse
unterhalb der Erse

einschließlich der in den
Mittellandkanal von km 179
bis km 198 und in den
Stichkanal nach Hildesheim
von km 0,0 bis km 4,5 ent-
wässernden Flächen“.

„46 Wietze Burg-
wedel

Region 
Hannover

Aller, linksseitig, vom Fuhse-
Kanal bis zur Leine

einschließlich der in den
Mittellandkanal von km 160
bis km 167,5 und km 175,2
bis km 179 entwässernden
Flächen“.

„52 Mittlere Leine Hannover Region 
Hannover

Leine vom Schnittpunkt mit
der Grenze des Landkreises
Hildesheim und der Region
Hannover, rechtsseitig bis
zum Graft-Graben und links-
seitig bis zur Westaue

einschließlich der in den
Mittellandkanal von km
143,5 bis km 160, von km
167,5 bis km 175,2 und der
in den Zweigkanal nach Lin-
den entwässernden Flächen

53 West- und Südaue Wunstorf Region 
Hannover

Westaue einschließlich der in den
Mittellandkanal von km
120,5 bis km 143,7 entwäs-
sernden Flächen

54 Untere Leine Neustadt 
am 
Rüben-
berge

Region 
Hannover

Leine, rechtsseitig vom Graft-
Graben (einschließlich) bis
zur Aller, linksseitig unter-
halb der Westaue“.

„115 Neuhauser Deich- 
und Unterhaltungs-
verband

Neuhaus Landkreis 
Lüneburg

Elbe, rechtsseitig einschließlich 
Deichvorland“.

„51 Leineverband Göttingen Landesbetrieb 
für Wasserwirt-
schaft, Küsten- 
und Naturschutz

Leine bis zum Schnittpunkt mit
der Grenze des Landkreises Hil-
desheim und der Region Han-
nover ohne Rhume bis zum
Uh-Bach (einschließlich) und
ohne Innerste“.
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Artikel 3

Änderung des Niedersächsischen Deichgesetzes

Das Niedersächsische Deichgesetz in der Fassung vom
23. Februar 2004 (Nds. GVBl. S. 83) wird wie folgt geändert:

1. § 3 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 wird das Wort „obere“ gestrichen.

b) Absatz 2 Satz 3 wird gestrichen.

2. In § 4 Abs. 1 wird das Wort „oberen“ gestrichen.

3. In § 5 Abs. 4 Satz 1 wird das Wort „obere“ gestrichen.

4. § 8 Abs. 5 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Satz 1 wird einziger Satz.

b) Satz 2 wird gestrichen.

5. In § 9 Abs. 2, 3, 4 und 5 Satz 1 wird jeweils das Wort
„obere“ gestrichen.

6. § 11 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 1 sowie in den Absätzen 2 und 3 wird
jeweils das Wort „oberen“ gestrichen.

b) In Absatz 4 wird das Wort „obere“ gestrichen.

7. In § 12 Abs. 1 Satz 2 wird das Wort „obere“ gestrichen.

8. In § 13 Abs. 1 Satz 1 wird das Wort „obere“ gestrichen.

9. In § 14 Abs. 2 Satz 2 werden die Worte „mit Zustimmung
der oberen Deichbehörde“ gestrichen.

10. § 15 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „unteren“ gestri-
chen.

b) In Absatz 4 Satz 2 wird das Wort „untere“ gestrichen.

11. In § 16 Abs. 2 Satz 1 und Abs. 3 wird jeweils das Wort
„untere“ gestrichen.

12. § 18 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 werden nach dem Wort „prüfen“ ein Komma
und die Worte „soweit es sich nicht um landeseigene
Deiche handelt“ eingefügt.

b) In Satz 2 wird im Klammerzusatz die Angabe „und 5“
durch die Angabe „bis 3“ ersetzt.

13. In § 20 Abs. 1 Satz 1 wird das Wort „obere“ gestrichen.

14. § 20 a wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 2 wird das Wort „obere“ gestrichen.

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Für die Verordnung nach Absatz 1 gilt § 9 Abs. 6
entsprechend.“

15. § 21 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „oberen“ gestrichen.

b) In Absatz 4 Satz 1 wird das Wort „untere“ gestrichen.

16. In § 22 Abs. 1 Satz 1 wird das Wort „untere“ gestrichen.

17. In § 23 Abs. 1 und 2 wird jeweils das Wort „untere“ ge-
strichen.

18. In § 28 Abs. 1 Satz 1 wird das Wort „oberen“ gestrichen.

19. § 29 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „oberen“ gestrichen.

b) In Absatz 4 Satz 1 wird das Wort „obere“ gestrichen.

20. § 30 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Oberste Deichbehörde ist das Fachministerium.“

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 erhält folgende Fassung:

„1Die Aufgaben der unteren Deichbehörden neh-
men die Landkreise und kreisfreien Städte wahr.“

bb) Satz 4 erhält folgende Fassung:

„4Die Vereinbarung bedarf der Zustimmung des
Fachministeriums und ist von den Vertragschlie-
ßenden ortsüblich bekannt zu machen.“

21. § 30 a erhält folgende Fassung:

„§ 30 a

Zuständigkeiten
1Soweit dieses Gesetz nichts anderes vorschreibt, ist

die untere Deichbehörde zuständig. 2Das Fachministeri-
um kann durch Verordnung die Zuständigkeit für be-
stimmte Aufgaben auf sich selbst oder eine andere
Landesbehörde übertragen, wenn dies zur sachgerechten
Erfüllung der Aufgaben erforderlich ist. 3Sind in dersel-
ben Sache mehrere Deichbehörden örtlich zuständig oder
ist es zweckmäßig, eine Angelegenheit in benachbarten
Gebieten einheitlich zu regeln, so bestimmt das Fachmi-
nisterium die zuständige Deichbehörde; das Gleiche gilt,
wenn die Grenze zwischen benachbarten Gebieten unge-
wiss ist. 4Die zur Einhaltung dieses Gesetzes notwendigen
Maßnahmen der Gefahrenabwehr trifft auch im Fall einer
Aufgabenübertragung nach Satz 2 die untere Deichbehör-
de.“

22. § 32 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) Nummer 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Buchstabe a wird das Wort „oberen“ gestri-
chen.

bb) In Buchstabe b wird das Wort „unteren“ gestri-
chen.

b) In Nummer 3 wird das Wort „unteren“ gestrichen. 

23. In § 34 Abs. 1 Satz 1 wird das Wort „obere“ gestrichen.

24. In Nummer 4 der Anlage (zu § 7 Abs. 1) werden in der
zweiten Spalte die Worte „Bezirksregierung Weser-Ems“
durch die Worte „Landkreis Leer“ ersetzt. 

Artikel 4

Änderung des Niedersächsischen Ausführungsgesetzes 
zum Wasserverbandsgesetz

§ 1 des Niedersächsischen Ausführungsgesetzes zum Was-
serverbandsgesetz vom 6. Juni 1994 (Nds. GVBl. S. 238), zu-
letzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. November
2003 (Nds. GVBl. S. 394), wird wie folgt geändert:

1. In Absatz 2 Satz 2 wird das Wort „obere“ durch das Wort
„oberste“ ersetzt.

2. In Absatz 3 Satz 1 wird das Wort „obere“ durch das Wort
„oberste“ ersetzt.

3. In Absatz 4 wird das Wort „Fachministerium“ durch das
Wort „oberste Aufsichtsbehörde“ ersetzt.

Artikel 5

Änderung des Niedersächsischen Naturschutzgesetzes

Das Niedersächsische Naturschutzgesetz in der Fassung
vom 11. April 1994 (Nds. GVBl. S. 155, 267), zuletzt geändert
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 19. Februar 2004 (Nds.
GVBl. S. 75), wird wie folgt geändert:
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1. In § 12 b Abs. 2 Satz 1 wird das Wort „unteren“ gestri-
chen.

2. § 18 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Absatz 1 wird einziger Absatz.

b) Absatz 2 wird gestrichen.

3. § 21 wird gestrichen.

4. In § 24 Abs. 1 wird das Wort „obere“ gestrichen.

5. § 29 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 4 wird gestrichen.

b) Die bisherigen Absätze 5 und 6 werden Absätze 4 und 5.

c) Der neue Absatz 4 erhält folgende Fassung:

„(4) Die aus Pflege- oder Entwicklungsmaßnahmen
oder aus Vereinbarungen nach Absatz 3 erwachsen-
den Kosten trägt für Naturschutzgebiete und für die
zum Europäischen ökologischen Netz „Natura 2000“
gehörenden Gebiete das Land nach Maßgabe des Lan-
deshaushalts; im Übrigen trägt die Kosten die untere
Naturschutzbehörde, die die Maßnahme angeordnet
oder die Vereinbarung getroffen hat.“

d) In dem neuen Absatz 5 Satz 1 wird die Verweisung
„Absätze 1 bis 3 und 5“ durch die Verweisung „Ab-
sätze 1 bis 4“ ersetzt.

6. § 30 Abs. 7 Satz 3 wird gestrichen.

7. In § 33 Abs. 5 wird die Verweisung „§ 29 Abs. 1 bis 3 und
5“ durch die Verweisung „§ 29 Abs. 1 bis 4“ ersetzt.

8. In § 34 c Abs. 7 werden die Sätze 3 und 4 gestrichen.

9. § 41 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„(1) 1Um zu verhüten, dass gefährdete Bestände einzel-
ner besonders geschützter Tier- und Pflanzenarten (§ 10
Abs. 2 Nr. 7 des Bundesnaturschutzgesetzes) vermindert
werden, kann die oberste Naturschutzbehörde durch Ver-
ordnung, auch für Fälle des § 43 Abs. 1 und des § 43
Abs. 4 des Bundesnaturschutzgesetzes, vorschreiben,
dass bestimmte Handlungen oder die Verwendung be-
stimmter Geräte oder Mittel nicht oder nur unter
bestimmten Schutzvorkehrungen zulässig sind. 2Anord-
nungen nach Satz 1 kann die Naturschutzbehörde auch
im Einzelfall treffen.“

10. In § 43 Satz 1 werden die Worte „Fachbehörde für Natur-
schutz“ durch das Wort „Naturschutzbehörde“ ersetzt.

11. In § 44 Satz 1 wird das Wort „oberen“ gestrichen.

12. In § 45 Abs. 2 wird das Wort „oberen“ gestrichen.

13. § 45 b wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 wird das Wort „obere“ gestrichen.

b) In Absatz 2 Satz 1 wird das Wort „oberen“ gestrichen.

c) In Absatz 3 Satz 1 wird das Wort „obere“ gestrichen.

d) In Absatz 4 Satz 1 wird das Wort „obere“ gestrichen.

14. In § 48 Abs. 1 Satz 2 wird das Wort „obere“ gestrichen.

15. In § 53 Abs. 1 werden im einleitenden Satzteil die Worte
„für die Durchführung des Gesetzes oder den Erlass der
Verordnung jeweils zuständige“ gestrichen.

16. Die Überschrift des Achten Abschnitts erhält folgende
Fassung:

„Durchführung naturschutzrechtlicher Vorschriften“.

17. § 54 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 wird gestrichen.

bb) Der bisherige Satz 2 wird einziger Satz.

b) Es wird der folgende Absatz 3 angefügt:

„(3) Naturschutzbehörden sind auch 

1. die Nationalparkverwaltung ,Harz‘, die National-
parkverwaltung ,Niedersächsisches Wattenmeer‘
und die Biosphärenreservatsverwaltung ,Nieder-
sächsische Elbtalaue‘,

2. andere Landesbehörden, soweit diese aufgrund
einer Verordnung nach § 55 Abs. 5 zuständig
sind.“

18. § 55 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) 1Den Naturschutzbehörden obliegt, soweit
nicht durch Rechtsvorschrift etwas anderes bestimmt
ist, die Durchführung der den Naturschutz und die
Landschaftspflege betreffenden Rechtsvorschriften
der Europäischen Gemeinschaft, soweit diese unmit-
telbar gelten, des Bundes und des Landes. 2Sie haben
darüber zu wachen und darauf hinzuwirken, dass die
Rechtsvorschriften eingehalten werden.“

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 erhält folgende Fassung:

„1Für Entscheidungen und andere Maßnahmen
aufgrund der Vorschriften nach Absatz 1 sind die
unteren Naturschutzbehörden zuständig, soweit
nicht durch Rechtsvorschrift oder aufgrund einer
Rechtsvorschrift etwas anderes bestimmt ist.“

bb) Satz 2 wird gestrichen.

cc) Der bisherige Satz 3 wird Satz 2 und erhält fol-
gende Fassung:

„2Die oberste Naturschutzbehörde übt die Fach-
aufsicht über die Naturschutzbehörden im Sinne
des § 54 Abs. 1 und 3 aus.“

dd) Der bisherige Satz 4 wird Satz 3 und wie folgt ge-
ändert:

Das einleitende Wort „Eine“ wird durch das Wort
„Die“ ersetzt.

c) Absatz 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Fällt eine Angelegenheit in den Zuständigkeits-
bereich mehrerer unterer Naturschutzbehörden oder
ist eine Änderung der Zuständigkeit aus anderen
Gründen zweckdienlich, so kann die oberste Natur-
schutzbehörde im Einzelfall die Aufgabe einer ande-
ren unteren Naturschutzbehörde oder einer Landes-
behörde übertragen.“

d) Es wird der folgende Absatz 5 angefügt:

„(5) Die oberste Naturschutzbehörde kann durch
Verordnung die Zuständigkeit für bestimmte Auf-
gaben auf sich selbst oder eine andere Landesbehörde
übertragen, wenn dies zur sachgerechten Erfüllung
der Aufgaben erforderlich ist.“

19. § 58 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) Satz 2 wird gestrichen. 

b) Die bisherigen Sätze 3 und 4 werden Sätze 2 und 3.

20. § 61 erhält folgende Fassung:

„§ 61

Beteiligung von Vereinen an Aufgaben
des Naturschutzes und der Landschaftspflege

1Die Naturschutzbehörde kann Vereinen und anderen
juristischen Personen mit deren Einverständnis

1. die Betreuung, Pflege und Entwicklung bestimmter
nach den §§ 24 bis 28 b geschützter Teile von Natur
und Landschaft,
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2. die Betreuung, Pflege und Entwicklung von Natur-
parken und

3. bestimmte Aufgaben des Artenschutzes

widerruflich übertragen, wenn diese die Gewähr für die
sachgerechte Erfüllung der Aufgabe bieten. 2Hoheitliche
Befugnisse können nicht übertragen werden.“

21. In § 63 Satz 3 wird das Wort „Gefahrenabwehrgesetz“
durch die Worte „Gesetz über die öffentliche Sicherheit
und Ordnung“ ersetzt.

22. § 71 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Gliederungsbezeichnung
„1.“ sowie die Nummern 2 und 3 gestrichen.

bb) Satz 3 wird gestrichen.

b) Die Absätze 2, 4, 5 und 6 werden gestrichen.

c) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 2.

d) Es wird der folgende neue Absatz 3 angefügt:

„(3) Ist die Bezirksregierung aufgrund einer Verord-
nung zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung be-
stimmter Teile von Natur und Landschaft für die
Wahrnehmung bestimmter Aufgaben zuständig, ge-
hen diese Aufgaben zum Zeitpunkt der Auflösung der
Bezirksregierung auf die untere Naturschutzbehörde
über, in deren Gebiet das Naturschutzgebiet oder der
jeweilige Teil des Naturschutzgebiets liegt, wenn die
Zuständigkeit nicht durch Rechtsvorschrift abwei-
chend geregelt ist.“

Artikel 6

Änderung des Gesetzes über den Nationalpark „Harz“

Das Gesetz über den Nationalpark „Harz“ vom 15. Juli 1999
(Nds. GVBl. S. 164), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Ge-
setzes vom 28. Oktober 2004 (Nds. GVBl. S. 385), wird wie
folgt geändert:

1. In § 16 Satz 2 wird die Verweisung „§ 29 Abs. 2, 3 und 5“
durch die Verweisung „§ 29 Abs. 2 bis 4“ ersetzt.

2. § 17 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 wird nach den Worten „obliegt der“ das Wort
„Landesbehörde“ eingefügt.

b) Satz 2 erhält folgende Fassung:

„2Die Nationalparkverwaltung nimmt im Gebiet des
Nationalparks auch die Aufgaben der unteren Natur-
schutzbehörde, die jagdbehördlichen Aufgaben nach
§ 37 des Niedersächsischen Jagdgesetzes sowie die
Außendienstaufgaben im Landeswald nach § 43 Abs. 3
Satz 1 des Niedersächsischen Gesetzes über den Wald
und die Landschaftsordnung wahr.“

3. In § 21 wird die Verweisung „§ 55 Abs. 2 Sätze 1 und 2“
durch die Verweisung „§ 55 Abs. 2 Satz 1“ ersetzt. 

Artikel 7

Änderung des Gesetzes über den Nationalpark 
„Niedersächsisches Wattenmeer“

Das Gesetz über den Nationalpark „Niedersächsisches Wat-
tenmeer“ vom 11. Juli 2001 (Nds. GVBl. S. 443), geändert
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 27. Januar 2003 (Nds. GVBl.
S. 39), wird wie folgt geändert:

1. § 7 Abs. 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Die für die Bewirtschaftung der nicht von einem
Hauptdeich, Sommerdeich oder Schutzdünen geschützten
landeseigenen Flächen zuständige Behörde regelt die
Bewirtschaftung im Einvernehmen mit der Nationalpark-
verwaltung unter Beachtung des § 2 durch Maßnahmen

des Vorlandmanagements im Benehmen mit dem jeweils
betroffenen Deichverband.“

2. In § 8 Abs. 2 Satz 5 werden die Worte „vom Niedersächsi-
schen Landesamt für Ökologie — Staatliche Vogelschutz-
warte —“ durch die Worte „von der zuständigen Behörde“
ersetzt.

3. In § 22 Abs. 1 Satz 2 wird die Verweisung „§ 29 Abs. 2, 3
und 5“ durch die Verweisung „§ 29 Abs. 2 bis 4“ ersetzt.

4. § 23 erhält folgende Fassung:

„§ 23

Nationalparkverwaltung

Die Nationalparkverwaltung ,Niedersächsisches Wat-
tenmeer‘ ist eine Landesbehörde mit Sitz in Wilhelmsha-
ven.“

5. § 24 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Nr. 9 wird das einleitende Wort „die“ ge-
strichen sowie die Verweisung „§ 55 Abs. 2 Sätze 1
und 2“ durch die Verweisung „§ 55 Abs. 2 Satz 1“ er-
setzt.

b) In Absatz 4 Satz 1 werden nach dem Wort „Erholungs-
zone“ das Komma sowie die Worte „auch soweit sie
sich im Regierungsbezirk Lüneburg befinden,“ gestri-
chen.

6. In § 29 wird die Verweisung „§ 55 Abs. 2 Sätze 1 und 2“
durch die Verweisung „§ 55 Abs. 2 Satz 1“ ersetzt.

Artikel 8

Änderung des Gesetzes über das Biosphärenreservat 
„Niedersächsische Elbtalaue“

§ 34 des Gesetzes über das Biosphärenreservat „Niedersäch-
sische Elbtalaue“ vom 14. November 2002 (Nds. GVBl. S. 426),
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 19. Februar
2004 (Nds. GVBl. S. 75), wird wie folgt geändert:

1. In Absatz 1 werden die Worte „Bezirksregierung Lüneburg
durch die“ durch das Wort „Landesbehörde“ ersetzt.

2. In Absatz 2 Satz 2 werden die Worte „ist obere Natur-
schutzbehörde im Gebiet des Biosphärenreservats und“ ge-
strichen.

Artikel 9

Änderung des Niedersächsischen Abfallgesetzes

Das Niedersächsische Abfallgesetz in der Fassung vom
14. Juli 2003 (Nds. GVBl. S. 273), geändert durch § 25 des
Gesetzes vom 19. Februar 2004 (Nds. GVBl. S. 63), wird wie
folgt geändert:

1. § 4 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 2 Satz 1 wird das Wort „oberen“ durch das
Wort „obersten“ ersetzt.

b) Absatz 3 wird gestrichen.

2. In § 5 Abs. 3 Satz 2 wird das Wort „oberen“ durch die
Worte „für die Abfallwirtschaftsplanung zuständigen
Behörde“ ersetzt.

3. In § 6 Abs. 2 wird das Wort „obere“ durch das Wort
„oberste“ ersetzt.

4. § 21 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Die oberste Abfallbehörde stellt für den Bereich
des Landes den Abfallwirtschaftsplan auf. Dieser
kann in sachlichen und räumlichen Teilabschnitten
aufgestellt werden.“

b) Die Absätze 2 und 3 werden gestrichen.
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c) In Absatz 4 Satz 3 Halbsatz 1 werden die Worte „amt-
lichen Verkündungsblatt der Abfallbehörde“ durch
die Worte „Niedersächsischen Ministerialblatt“ ersetzt.

5. § 22 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Worte „und die oberen
Abfallbehörden werden“ durch das Wort „wird“
ersetzt.

bb) In Satz 2 werden die Worte „die obere Abfallbe-
hörde im Einvernehmen mit dem Landesberg-
amt,“ gestrichen.

b) In Absatz 2 Satz 3 werden die Worte „Abfallbehörde,
die die Verordnung erlässt,“ durch die Worte „oberste
Abfallbehörde“ ersetzt.

6. § 23 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung:

„1Soweit durch Verordnung nach § 22 das Einzugsge-
biet einer Abfallbeseitigungsanlage festgelegt worden ist,
dürfen Abfälle, die außerhalb dieses Gebietes angefallen
sind, nur mit Genehmigung der obersten Abfallbehörde
zum Zweck der Beseitigung in das Einzugsgebiet ver-
bracht werden.“

7. In § 24 Abs. 1 wird das Wort „oberen“ durch das Wort
„obersten“ ersetzt.

8. In § 34 Abs. 4 werden die Worte „obere Abfallbehörde“
durch die Worte „zuständige Behörde“ ersetzt.

9. In § 37 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „23. August 1994
(BGBl. I S. 2246), zuletzt geändert durch Artikel 3 der
Verordnung vom 25. September 2002 (BGBl. I S. 3762,
4430),“ durch die Angabe „18. Februar 2004 (BGBl. I
S. 300)“ ersetzt.

10. § 41 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 wird gestrichen. 

b) Die bisherigen Absätze 3 und 4 werden Absätze 2
und 3.

11. § 42 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 werden nach dem Wort „Abfallverbrin-
gungsgesetzes“ ein Komma und die Worte „der
Rechtsvorschriften der Europäischen Gemeinschaft
zum Abfallrecht“ eingefügt.

b) In Absatz 4 wird das Wort „obere“ durch das Wort
„oberste“ ersetzt.

c) Absatz 5 erhält folgende Fassung:

„(5) Die oberste Abfallbehörde kann durch Verord-
nung die Zuständigkeit für bestimmte Aufgaben auf
sich selbst oder eine andere Landesbehörde übertra-
gen, wenn dies zur sachgerechten Erfüllung der Auf-
gaben erforderlich ist.“

12. § 43 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) Die Sätze 3 und 4 werden gestrichen.

b) Die bisherigen Sätze 5 und 6 werden die Sätze 3 und 4.

13. In § 45 Abs. 2 Satz 2 werden die Worte „Gefahrenabwehr-
gesetzes“ durch die Worte „Gesetzes über die öffentliche
Sicherheit und Ordnung“ ersetzt.

Artikel 10

Änderung des Niedersächsischen Bodenschutzgesetzes

Das Niedersächsische Bodenschutzgesetz vom 19. Februar
1999 (Nds. GVBl. S. 46), zuletzt geändert durch Artikel 2 des
Gesetzes vom 12. Dezember 2002 (Nds. GVBl. S. 802), wird
wie folgt geändert:

1. In § 4 Abs. 4 Satz 4 wird das Wort „obere“ durch das Wort
„oberste“ ersetzt.

2. § 5 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 2 werden die Worte „in den amtlichen Ver-
kündungsblättern“ durch das Wort „öffentlich“ ersetzt.

b) In Absatz 5 Satz 3 wird das Wort „obere“ durch das
Wort „oberste“ ersetzt.

3. § 9 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 wird gestrichen.

b) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 2.

4. § 10 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 2 Satz 3 wird das Wort „Bezirksregierung“
durch die Worte „oberste Bodenschutzbehörde“ ersetzt.

b) Absatz 7 erhält folgende Fassung:

„(7) Die oberste Bodenschutzbehörde kann durch
Verordnung die Zuständigkeit für bestimmte Aufgaben
auf sich selbst oder eine andere Landesbehörde über-
tragen, wenn dies zur sachgerechten Erfüllung der Auf-
gaben erforderlich ist.“

5. In § 13 Satz 3 werden die Worte „§ 11 Abs. 4 Nr. 1 des
Niedersächsischen Vermessungs- und Katastergesetzes“
durch die Worte „§ 1 Abs. 1 des Niedersächsischen Geset-
zes über das amtliche Vermessungswesen“ ersetzt.

Artikel 11

Änderung des Niedersächsischen Störfallgesetzes

§ 5 des Niedersächsischen Störfallgesetzes vom 20. Novem-
ber 2001 (Nds. GVBl. S. 700) wird wie folgt geändert:

1. Der bisherige Satz 1 wird einziger Satz.

2. Satz 2 wird gestrichen.
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Artikel 12

In-Kraft-Treten

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2005 in Kraft.

(2) Abweichend von Absatz 1 treten Artikel 2 Nr. 12, Arti-
kel 3 Nr. 21, Artikel 4 und Artikel 5 Nr. 18 Buchst. d am Tag
nach der Verkündung dieses Gesetzes in Kraft.

Hannover, den 5. November 2004

Der Präsident des Niedersächsischen Landtages

Jürgen  G a n s ä u e r

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Christian  W u l f f




